
PROTOKOLL 
über die 36. , ordentliche Sitzung des Gemeinderates der Stadt Steyr, am Donnerstag, 

dem 19. Oktober 1972, im Rathaus,/. Stock hinten, Gemeinderafsitzungssaa/. 

Beginn der Sitzung: 15.00 Uhr 

Offentliche Sitzung 
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Bürgermeister Josef Fellinger 
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Dr. Alois Stellnberger 
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Johann Zöchling 

VOM AMTE: 
Magistratsdirektor Obersenatsrat 
Dr. Karl Enzelmüller 
Magistratsdirektor-Stellvertreter 
Senatsrat Dr. Johann Eder 
Oberamtsrat Ludwig Stary 

PROTOKOLLFÜHRER: 
VOK Walter Radmoser 
VB Gerda Gugenberger 



TAGESORDNUNG 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER JOSEF FELLINGER: 

1) Präs-313/72 

2) Buch-5900/71 

3) Bau5-6115/70 

4) Ha-5322/ 72 
Ha-5321/ 72 

5) Bau5-5428/ 68 

Beantwortung der Anfrage des Gemeinderates Dir. 
Karl Fritsch vom 29. 6. 1972. 

Genehmigung des Rechnungsabschlusses 1971. 

Gewährung eines Vorfinanzierungsdarlehens an die 
La wog; Freigabe eines weiteren Teilbetrages . 

Subventionierung des Ausbaues der Sportplätze in 
·.Gleink. 

Erhöhung des Kreditansatzes für die Abwicklung des 
Bauvorhabens Taborrestaurant. 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER FRANZ WEISS: 

6) Präs-86/72 

7) K-197 4/ 72 

8) Präs-418/72 

9) Präs-446/72 

Verleihung der Ehrenmedaille der Stadt Steyr an Re­
gierungsrat Prof. Hans Gerstmayr. 

Stadttheater Steyr; Abwicklung der Gastspielsaison 
1972/73. 

Familienfördernde Maßnahmen für Bedienstete; ein­
malige Familienbeihilfe für das Jahr 1972. 

Gewährung eines Darlehens an die Personalvertre­
tung beim Magistrat Steyr . 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEISTER-STELLVERTRETER LEOPOLD PE­
TERMAIR: 

10) Bau5-1386/71 

11) Bau2-2400/72 

12) Bau5-1350/71 

Erteilung einer Ausnahmegenehmigung zur Errichtung 
eines Zubaues auf der Grundparzelle 356/7, KG. 
Gleink, an Josef und Gertrude Wiesner. Gleink. 

Strengberg- Steyr - Bundesstraße; Auflassung öffent­
lichen Gutes. 

Einbeziehung der Liegenschaft Steyr, Stadtplatz 35, 
in die Fassadenaktion 1971/72. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT ALOIS BESENDORFER: 

13) ÖAG-2793/70 Ankauf des Sportplatzes der"FrohenJugend". St 
d m eyr; 

Pachtung eines Ersatzgrun es vom Bistum L. 1nz. 
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14) ÖAG-2185/71 

15) ÖAG-3022/72 

16) ÖAG-4756/72 

Ankauf der Liegenschaft Steyr, Fischhubweg 38. 

Ankauf der Liegenschaft Steyr, Fuchsluckengasse 7. 

Ankauf des Grundstückes 1219/6, KG. Föhrenscha­
cherl, von Heinrich und Angela Hertlen, Innsbruck. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT ALFRED BAUMANN: 

17) F-413 5/ 72 

18) GHJ2-1615/72 

19) GHJ2-3236/72 

20) GHJ2-4087 /72 

Ankauf von Säuglingswäschepaketen. 

Ergänzung des StS-Beschlusses, betreffend die Er­
richtung eines Kindergartens im städtischen Objekt 
Gleinker Hauptstraße 12. 

Fassadenrenovierung der Knaben- und Mädchenvolks­
schule Wehrgraben. 

Schaffung von neuen Schulklassen und eines Lehrmit­
telzimmers in der Schule Punzerstraße. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT RUDOLF FÜRST: 

21) Bau5-5992/ 70 

22) ÖAG-1795/ 70 

23) ÖAG-5088/71 

24) Bau3-5740/68 

Ergänzung des GR-Beschlusses, betreffend die Er­
richtung eines Garagenobjektes in der Redtenbacher­
gasse. 

Grundverkauf aus der städtischen Grundparzelle 93/2, 
KG. Hinterberg, an die Firma Günter Hittinger. 
Steyr. 

Tauschvertrag zwischen der Stadtgemeinde Steyr und 
der Firma GFM; nachträgliche Entrichtung der Grund­
erwerbssteuer. 

Verbreiterung der Hausleitnerstraße; 
Grundinans pruchnahmen. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 

25) ÖAG-2430/72 
Städt. Untern. 

26) Sport-4583/67 

27) ÖAG-2636/72 
ÖAG-3987 / 72 
Städt. Untern. 

Genehmigung der Jahresbilanz der Städtischen Un­
ternehmungen. 

Genehmigung der endgültigen Baukosten der Kunst­
eisbahn. 

Akontozahlung auf den Verlustersatz 1971 und die 
Wasserbezugsgebühren 1972, III. Quartal. 
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28) ÖAG-2636/72 
Städt. Untern. 

29) ÖAG-4101/72 
Städt. Untern. 

Stadtbad und Kunsteisbahn; Verlustersatz 1971. 

Refundierung der Rechnungsbeträge für Wasserunter­
suchungen und Aufforstung im Brunnenschutzgebiet an 
die Städtischen Unternehmungen. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT MANFRED WALLNER: 

30) Bau4-4720/72 

31) Bau6-2513/ 56 
Wa- 6342/71 

32) Barl3-4239/ 67 

33) Bau3-4159/ 68 

34) Bau3-4040/72 

Freigabe weiterer Mittel für den Bau der Schönauer­
brücke. 

Regulierung des Lohnsiedelbaches; Vorschuß auf den 
Interessentenbeitrag der Stadtgemeinde Steyr. 

Ergänzung des GR-Beschlusses, betreffend den Ko­
stenbeitrag der Stadtgemeinde zum Ausbau der Voral­
penbundesstraße, Baulos Griemühle (Brückenbauwer -
ke). 

Ausbau der Schillerstraße und eines Teiles der Arbei­
terstraße, 2. Bauabschnitt. 

Instandsetzung der Taborstiege. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT LEOPOLD WIPPERSBERGER: 

35) Bau6-3072/72 

36) En-1970/72 

37) En-3945/71 

38) Bau5-5388/70 

Verlegung des Kanales Seifentruhe, 2. Bauabschnitt. 

Herstellung einer Straßenbeleuchtung in der Resthof­
straße. 

Herstellung einer Straßenbeleuchtung im Baulos Grie­
mühle der Voralpenbundesstraße. 

Neutorumbau; Durchführung der Dachdeckerarbeiten. 
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BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 
Verehrte Damen und Herren des Ge­
meinderates! 

Ich darf Sie zur heutigen Sitzung 
recht herzlich begrüßen. Die Sitzung ist 
beschlußfähig. Die Einladung mit der 
Tagesordnung wurde Ihnen zugesandt. 
Gegen die Tagesordnung wurde bisher 
kein Einspruch und auch keine Einwen­
dung erhoben bzw. Erweiterung bean­
tragt. 

Es haben sich die Gemeinderäte 
Knogler, Luksch und Pils entschuldigt. 
Als Protokollprüfer werden die Herren 
Gemeinderäte Saiber und Dr. Stellnber­
ger vorgeschlagen. Ich bitte Sie, diese 
Funktion zu übernehmen. 

Das war der formelle Beginn un­
serer heutigen Sitzung. Ich bitte Kolle­
gen Weiss, während der Dauer meiner 
Vorträge den Vorsitz zu übernehmen. 

BÜRGERMEISTER-STELL VERTRE -
TER FRANZ WEISS: 

Ich übernehme den Vorsitz und 
bitte um die Berichterstattung. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Zum ersten Tagesordnungspunkt, 
die Beantwo~tung einer Anfrage des 
Herrn Gemeinderates Direktor Fritsch. 

1) Präs313/72 
Beantwortung der Anfrage des Ge­
meinderates Dir. Karl Fritsch vom 
29. 6. 1972. 

Gemäß § 15 GeOG. wird die An­
frage des Herrn Gemeinderates Karl 
FRITSCH vom 29.6.1972 wie folgt be­
antwortet: 
1) In der Gemeinderatssitzung vom 17. 

2. 1972 wurde im Laufe der Debatte 
zum Rechnungshofbericht von Herrn 
Gemeinderat Dr. Stellnberger ange­
fragt, welcher Beamte des Magistra­
tes eine nicht zur Sozialversicherung 
angemeldete Entschädigung erhalten 
hat. 
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Hiezu wurde vom Vorsitzenden in 
der Diskussion die Erklärung abge­
geben, diesen Fall der Personal­
kommission zur Behandlung zuzulei­
ten. 
Nach Überprüfung des Sachverhaltes 
konnte jedoch eine Vorlage an die 
gemeinderätliche Personalkommis­
sion nicht erfolgen, da es sich um 
einen Werkvertrag zwischen einem 
Bediensteten der Stadtgemeinde 
Steyr und der GWG gehandelt hat. 
Somit lag also ein Verhältnis vor, 
welches nicht in den Kompetenzbe­
reich der gemeinderätlichen Perso­
nalkommission gehört. 

2) Zum Sachverhalt selbst wird festge­
stellt, daß die Feststellungen im Ka­
pitel 7 des Einschauberichtes des 
Rechnungshofes sich auf vermutete 
Versäumnisse der Geschäftsführung 
bezogen. 
In der Teilziffer 123 verweist der 
Rechnungshof ausdrücklich auf nach­
teilige Folgen für die verantwortli­
chen Geschäftsführer im Falle einer 
abgabenbehördlichen Prüfung und bei 
einer Nachprüfung durch das zustän­
dige Sozialversicherungsinstitut. 
In der Erwiderung zu diesem Rech­
nungshofbericht wurde jedoch ausge­
führt, daß es sich hier um einen 
Werkvertrag handelte, der zwischen 
einem fachkundigen Bediensteten der 
Stadtgemeinde Steyr und der GWG 
abgeschlossen wurde, sodaß kein 
eigenes Dienstverhältnis begründet 
wurde. 
Diese Stellungnahme wurde sowohl 

·vom Rechnungshof als auch vom Amt 
der Oberösterreichischen Landesre­
gierung zur Kenntnis genommen. 
Jedenfalls langte bis jetzt keine ge­
genteilige Meinung ein. 

Es wird gebeten, diese Anfrage­
beantwortung zur Kenntnis zu nehmen . 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER FRANZ WEISS: 



Wir haben diesen Bericht ge­
hört. Damit ist die ordnungsgemäß ein­
gebrachte Anfrage auch ordnungsgemäß 
beantwortet. Ich bitte um die weiteren 
Berichte. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Der zweite Antrag, um dessen Ge­
nehmigung ich Sie bitte, behandelt den 
Rechnungsabschluß 1971. Es ist hier, 
so wie in vergangenen Berichten über 
den Rechnungsabschluß zu sagen, daß 
der Rechnungsabschluß sozusagen ein 
Katalog, ein Spiegelbild aller von Ihnen 
beschlossenen Maßnahmen, aller von 
Ihnen getätigten Beschlüsse im Stadt­
senat bzw. Gemeinderat ist. Natürlich 
müssen wir immer zwischen Rechnung 
und Voranschlag eine Differenz fest­
stellen. Eine Differenz, die daraus re­
sultiert, daß zum Zeitpunkt der Budget­
erstellung und der tatsächlichen Ab­
wicklung unserer Gebarung - siehe Be­
schlüsse des Gemeinderates - natür­
lich in uns selbst Meinungsverschie­
denheiten auftauchen. Eine zweite, nicht 
in unserer Einflußsphäre liegende Ur­
sache ist in der Einnahmenabwicklung 
zu finden. Wir müssen alle Jahre fest­
stellen, daß die Voranschläge auch der 
gewerbesteuerpflichtigen Unternehmen 
sich im wesentlichen unterscheiden von 
der tatsächlichen Abrechnung und von 
der tatsächlichen Prüfung durch die Fi­
nanzämter. Um nur ein Beispiel anzu­
führen, ein großer Betrieb in Steyr hat 
im heurigen Jahr aus den vergangenen 
Jahren eine Steuernachzahlung von 
mehreren Millionen Schilling auf Grund 
dies er Kontrollen durch das _Finanzamt 
durchzuführen, die sich natürlich auch 
in der Einnahmenabwicklung der eige­
nen Gebarung wiederspiegelt. Es ist 
so, daß wir - das müssen wir immer 
wieder zum Ausdruck bringen - die Er­
stellung der Haushaltsvoranschläge vor 
allem von der Einnahmenseite her un­
ter äußerster Vorsicht vornehmen. Ich 
bin persönlich der Meinung, daß es für 

die gesamte Abwicklung unserer Geba­
rung wesentlich günstiger ist, wenn wir 
eine vorsichtige Einnahmenspolitik be­
treiben, dafür ausreichend gesicherte 
Darlehensaufnahmen uns zurechtlegen, 
daß wir sie bei den Kreditinstituten 
festsetzen lassen, vorbestellen, daß 
wir, wenn eine günstige Steuerentwick­
lung im Laufe des Jahres zu verzeich­
nen ist, nur einen Teil dieser vorge­
sehenen Darlehensaufnahmen tatsäch­
lich durchführen müssen. Der Rech­
nungsabschluß 1971 zeigt wieder das 
Bild in dieser hier geschilderten Art. 
Es zeigt sich noch eine dritte Ursache 
von Änderungen zwischen Voranschlag 
und Rechnungslegung, das ist die zu 
Beginn des Jahres überhaupt nicht über­
schaubare Kapazität der Bauwirtschaft, 
der Kapazität unserer eigenen Lei­
stungsfähigkeiten, z. B. des Bauam­
tes oder einiger anderer Magistrats­
abteilungen, die dann automatisch da­
zu führen, daß wohl vorgeschlagene 
Projekte hier mit ausreichenden Fi­
nanzmitteln vorgesehen sind, aber bis 
zum Jahresabschluß nicht zur Durch­
führung oder nicht bis zur Beendigung 
der Durchführung kommen. Auch eine 
mehrjährig festgestellte Art der Rech­
nungslegung seitens der von uns be­
schäftigten Firmen ist, daß manche 
Rechnung verzögert über das Rech­
nungsjahr hinaus zurückbehalten und 
erst im nächstfolgenden Rechnungsjahr 
vorgelegt wird, obwohl sie bei uns im 
Voranschlag vorgesehen war. 

Das sind im wesentlichen die Ur­
sachen, die dazu führen, daß natür­
lich auch heuer wieder eine Differenz 
im Bezug auf Voranschlag zur Rech­
nungslegung zu sehen ist. Sie sind 
selbst im Besitze dieses Rechnungsab­
schlusses . Es ist ein Ziffernmaterial, 
das auch weitgehend für Sie beim Stu­
dium interessant ist. 

Es stellt auch eine statistische 
Darlegung dar, Sie ersehen z. B. dar­
aus, daß das Anwachsen verschiede­
ner Steuern in einem zufriedenstellen-
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den Maß geschieht, daß manche Steu­
ereinnahmen eingefroren und manche 
Steuern sogar rückläufig sind. 

Gemeinderat Walter Kienes­
berger erscheint um 15. 10 
Uhr. 

So darf z. B. für diese Gruppe die Ver­
gnügungssteuer ,die Lustbarkeitsabgabe 
gelten, die in den letzten 3 Jahren, um 
nur diesen Zeitraum zu erwähnen, 
rückläufig gewesen ist. Ursache ist das 
Absinken des Kinobesuches auch in un­
serer Stadt. Stabil geblieben sind z. B. 
die Steuereinnahmen aus Grundbesitz, 
die Grundsteuern. Die Ursache ist, daß 
der Grundbesitz an und für sich nur we­
nigen Änderungen unterliegt. Er kann 
sich nur zwischen A und B ändern, aber 
nicht vermehren. Das wissen wir, das 
ist eine Tatsache, die auf der Welt ge­
geben ist. Wenn keine neue Bemes­
sungsgrundlage erstellt wird, bleibt na­
türlich auch der Steuermeßbetrag und 
die Steuereinnahme aus diesen Steuer­
gruppen unverändert . Eine steigende 
Tendenz zeigt die Entwicklung der Ge­
werbesteuern, soweit es eine Gemein­
desteuer ist, der Lohnsummensteuer 
und hier möchte ich Sie besonders auf 
diese Post aufmerksam machen, die 
eine Steigerung von 30 oder 35 % er­
fahren hat, ein Zeichen der ständig zu­
nehmenden Beschäftigungsziffer der 
arbeitenden Bevölkerung in unserer 
Stadt, in unserem Betrieb und natür­
lich auch der Relation der Anpassung 
der Löhne an die gegebenen wirtschaft­
lichen Verhältnisse. Ich sagte allgemein 
Steuer. Eine sehr zufriedenstellende 
Entwicklung haben natürlich auch die 
gemeinschaftlichen Abgabenertragsan­
teile des Bundes für uns ergeben. Das 
sind die Änderungen auf der Einnah­
menseite und auch im Detail gesehen 
der einzelnen Steuergruppen. Im übri­
gen möchte ich Ihnen das Studium des 
Rechnungsabschlusses, wie er Ihnen 
überreicht wurde, empfehlen und Sie 
bitten, dem nun folgenden Antrag Ihre 
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Zustimmung zu geben. 
Ich möchte noch ganz kurz vor­

her bemerken, der Rechnungsabschluß 
wurde auch vom Stadtsenat dem Fi­
nanz- und Rechtsausschuß zugewiesen, 
derbeschlossen hat, dem Gemeinderat 
folgenden Antrag zu stellen: 

2) Buch-5900/71 
Genehmigung des 
schlusses 1971. 

Rechnungs ab-

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Rechnungsabschluß der Stadt 

Steyr für das Jahr 19 71 wird genehmigt . 
(BEILAGE A). 

Ich bitte den Vorsitzenden, die 
Diskussion bzw . Abstimmung darüber 
einzuleiten. 

Stadtrat Leopold 
berger erscheint 
Uhr. 

Wippers-
um 15.15 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Ich danke für diesen Bericht. 
Wünscht dazu jemand eine Stellungnah­
me? 

Herr Kollege Dr. Gärber bitte! 

GEMEINDERAT DR. HERMANN GÄR­
BER: 

Ich möchte zu diesem Rechnungs­
abschluß kurz einige Hauptpunkte her­
ausstellen. Im großen und ganzen möch­
te ich sagen, daß er ganz mustergültig 
ist Es ist ein vollkommen ausgegli­
chener außerordentlicher und ordentli­
cher Haushalt. Es ist nur ein kleiner 
Schönheitsfehler drinnen, das sind die 
S 1, 5 Mill. Darlehen, die aufgenom­
men wurden, die andererseits wieder 
weitergegeben wurden, allerdings zin­
senfrei weitergegeben wurden. Man 
kann also von einem vollkommen ausge­
glichenen Haushalt sprechen. 

Das Positive an dem Haushalt ist 
daß erstens die Einnahmen um s 14 
Mill. gestiegen sind. Wir wissen, daß 
wir seit 1967 eine steigende Tendenz 



haben, bis dorthin sind die Einnahmen 
gleich geblieben oder sie waren weni­
ger, sodaß diese Aufwärtsentwicklung 
angehalten hat. Wir sind jetzt fast ge­
nau auf S 200 Mill. Einnahmen in der 
Gemeinde, genau S 199, 9 Mill . , was 
eine absolute Höhe bedeutet, sodaß wir 
hoffen, daß die Sache so weitergeht . 

Die Ausgaben sind gemäß der In­
flationsrate gestiegen, das ist selbst­
verständlich, das ist leider so bei der 
schleichenden Inflation. 

Die Personalkosten bewegen sich . 
auch in einer Steigerung von 10, 1 %, 
was ebenfalls hinzunehmen ist. 

Nun einige Dinge, auf die ich Sie 
aufmerksam machen möchte, man mö­
ge sie in Zukunft berücksichtigen oder 
im Auge behalten, das sind die negati­
ven Punkte dieses Rechnungsabschlus­
ses . 

Erstens der Rückgang der Gewer­
besteuer um S 1, 5 Mill. Ich hoffe, daß 
das nur vorübergehend ist, aber möch­
te doch bitten, das im Auge zu behal­
ten, daß wir im Jahre 1971 um S 1, 5 
Mill. rückläufig waren in der Gewer­
besteuer . 

Der zweite Punkt ist mir schon 
lange am Herzen gelegen und ich habe 
ihn immer wieder angeführt, und zwar 
sind das die Kanalbauten . Es waren im 
Jahre 1971 für Kanalbauten Einnahmen 
von S 7 Mill. vorgesehen, verbaut wur­
den nur S 2, 7 Mill. Wir haben hier wie­
der einen Überhang von 4, 3 Mill. für 
den Kanalbau. Ich möchte bemerken, 
daß im Vorjahr ein Überhang von über 
10 Mill . war, sodaß wir nun bereits 
S 15 Mill . Einnahmen für die Kanalbau­
ten haben, die nicht durchgeführt wur­
den. Es ist deswegen von so besonde­
rer Wichtigkeit, da wir die Umwelt­
verschmutzung, Gewässerreinigung 
usw . im Auge haben und ich glaube, daß 
wir unser Augenmerk doch darauf rich­
ten müssen, daß die Gelder, die von 
den Hausbesitzern und Mietern bezahlt 
werden für den Kanal - die sogenannte 
Kanalsteuer - verwendet werden. Ich 

möchte bemerken, daß im Jahre 1971 
nur der Sammler A mit S 300. 000, -
und der Sammler F mit S 2, 7 Mill. ge­
baut wurden, abgesehen von kleineren 
Kanalbauten. 

Dazu möchte ich fragen, wie steht 
es heuer?Es wurden heuer 3 Teilstücke 
im Sommer vom Stadtsenat vergeben, 
und zwar an 2 Firmen. Sind diese be­
reits in Angriff genommen worden oder 
nicht? 

BÜRGERMEISTER - STELL VERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Die Anfrage wird in der Schluß­
stellungnahme beantwortet . 

GEMEINDERAT DR. HERMANN GÄR­
BER: 

Das wäre die Kanalangelegen­
heit und ich möchte doch bitten, im 
kommenden Jahr die Vergabe der Ar­
beiten, weil die Gelder vorhanden 
sind, wirklich nachdrücklich zu betrei­
ben . 

Der zweite Punkt, der noch nie 
da war, ist der Abgang beim Wirt­
schaftshof. Der Wirtschaftshof weist 
einen Abgang von 824. 352, - auf und 
hatte in den Vorjahren immer einen 
Überschuß. Es ist nicht tragisch, ich 
erwähne es nur deswegen, weil hier 
auch ein Punkt ist, der künftig auch 
beachtet werden soll. 

Der dritte Punkt, den ich noch 
erwähnen möchte, als Richtlinie für 
die Zukunft, ist der Verlust der Städ­
tischen Unternehmungen, der sich heu­
er gegenüber dem Vorjahr verdoppelt 
hat. Der Abgang ist von S 880. 000, -
auf S 1,600. 000,- gestiegen. Ich habe 
das nur angeführt, um das Negative, 
das im Voranschlag drinnen ist, auf­
zuzeigen und .um Richtlinien für die 
Zukunft zu setzen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Wünscht noch jemand zu diesem 
Tagesordnungspunkt zu sprechen? 
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Herr Kollege Treml bitte! 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Werter Herr Bürgermeister, meine 
Damen und Herren des Gemeindera­
tes! 

Der vorliegende Rechnungsab­
schluß für das Jahr 1971 ist ein Spie­
gelbild der Beschlüsse dieses Forums, 
wie der Herr Bürgermeister in seinen 
einleitenden Worten festgestellt hat. 
Es ist meiner Meinung nach auch ein 
Spiegelbild der Inflationspolitik unse­
rer Bundesregierung. Alle Ausgaben 
sind gestiegen und die Einkünfte sind 
geringer geworden. Gestiegen ist auf 
jeden Fall die Schuldenlast unserer 
Stadtgemeinde. 

Seit mehr als 2 Jahren haben wir 
zweifelhaft das Vergnügen, von einer 
absoluten SP-Mehrheit regiert zu wer­
den. Theoretisch müßte das für die 
Arbeiterstadt Steyr und für ihre Be­
völkerung, die zum Großteil aus ar­
beitenden Menschen besteht, ein Vor­
teil sein. Leider sprechen die Zahlen 
eine ganz andere Sprache . Die Stadt 
verzeichnete im Jahre 1971 geringere 
Einkünfte aus der Gewerbesteuer, ob­
wohl Hochkonjunktur herrscht und die 
Unternehmerprofite sagenhafte Höhen 
erreicht haben. Der Bund allerdings 
freut sich, daß die Lohnsteuererträge 
bedeutend zugenommen haben. Man zie­
he den Vergleich - weniger Gewerbe­
steuer für eine Arbeiterstadt - mehr 
Lohnsteuer für den Finanzminister. 
Nach dem Budget 1973 soll die Lohn­
steuer der Arbeiter und Angestellten 
um weitere 5, 5 Milliarden mehr er­
bringen im Vergleich zu heuer. Man 
kommt, wollend oder nicht wollend, 
zum Schluß, auch die SP-Regierung 
schont die Unternehmer und schröpft 
die Arbeiter und Angestellten. Steyr 
braucht Wohnungen, das ist keine 
Neuigkeit, das hier in diesem Forum 
zu erwähnen, rund 2. 000 Wohnungs -
suchende sind bei unserem Kollegen 
Stadtrat Besendorfer registriert. Aber 

es werden von Jahr zu Jahr weniger 
Wohnungen gebaut. Im Vorjahr hat man 
denSteyrern mindestens 150 neue Woh­
nungen pro Jahr versprochen . Tatsäch­
lich - wie Sie alle hier wissen - wer­
den heuer aber nur etwa 100 Wohnun­
gen übergeben bzw. bezogen. Wir 
Kommunisten geben daran nicht der 
Stadt Steyr allein die Schuld oder ihrer 
Verwaltung. Wenn der Finanzminister 
mit den Wohnbaugeldern knausert, kann 
der Bürgermeister nichts dafür. Aus 
der gestrigen Budgetrede des Finanz­
ministers Androsch konnte man ent­
nehmen, daß die ohnedies geringfügi­
gen Mittel für den Wohnbau für das 
Jahr 1963 um S 20 Mill. gekürzt wer­
den sollen. 

ZWISCHENRUF GEMEINDERAT JO­
HANN ZÖCHLING: 

Für 1973, das ist ein Schreibfeh­
ler! 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Das ist kein Schreibfehler. Aber 

auch die Stadt selbst tut unserer Mei­
nung nach hier etwas zu wenig . Ich 
weiß schon, daß manche Gemeinderäte 
zwar 6 Jahre hier sitzen und fast zu 
keinem Problem öffentlich Stellung neh­
men, aber dafür bei den Zwischenru­
fen etwas eifriger sind. Das macht uns 
Kommunisten nichts aus, es belebt viel­
leicht die Sitzung, denn kommunale 
Probleme sind doch trockene Materie. 
Die Stadt tut vielleicht doch zu wenig. 
Viele Millionen Schilling wurden für 
den Wohnbau in den Voranschlägen, wie 
Sie wissen, programmiert. In den letz­
ten Jahren wurden diese Beträge nie 
restlos ausgeschöpft, im Gegenteil, 
Millionen Schilling wurden von einem 
Voranschlag zum anderen übernommen. 
In der Praxis heißt das, die Stadt hat 
am falschen Platz gespart, um eine 
saubere, ja sogar großzügige Bilanz 
vorlegen zu können, müssen dutzende 
ja meiner Meinung nach hunderte Stey~ 
rer Familien in unzumutbaren Quartie-
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ren auch weiter hausen. 
Die Stadtverwaltung mit einer SP­

Mehrheit versucht, die Ungerechtig­
keiten von Seiten der Regierung zum 
Teil auszubügeln, aber leider - meiner 
Meinung nach - mit recht ungeeigneten 
Mitteln, wie das Beispiel der Kinder­
gartentarife zeigt . Wir Kommunisten 
haben im Vorjahr energisch gegen die 
Erhöhung der Kindergartenbeiträge ge­
stimmt. Da hat man uns vorgeworfen, 
wir würden die Reichen schützen, weil 
nur diese von der 500 o/oigen Tariferhö­
hung betroffen würden. Es ist seit die­
ser Erhöhung rund ein Jahr vergangen 
und man kann die Bilanz ziehen, der 
fleißige Arbeiter, der einen qualifizier­
ten Beruf erlernte und dementspre­
chend verdient, der kleine Mann, des­
sen Gattin mitverdient, werden nun 
zur Kasse gebeten. Bei ihnen hat es 
die Stadt verhältnismäßig einfach. Sie 
müssen den Lohnzettel vorlegen und 
damit ist das Familieneinkommen fest­
gestellt und dargelegt. Der hohe Bei­
trag ist damit, dem Buchstaben der 
Verordnung entsprechend, gerechtfer­
tigt. Ganz anders ist die Sache z . B. 
bei den Unternehmern. Der hat keinen 
Lohnzettel, der legt eine vom Steuer­
berater gehörig frisierte Jahresab­
rechnung vor und noch dazu im nach­
hinein. Alles was nur denkbar ist, das 
Auto, die Urlaubsreise, die Garderobe 
des Chefs und der gnädigen Frau, ist 
bereits abgeschrieben. So kommt es 
vor - Sie können ruhig lachen, Kollege 
Baumann als Stadtrat kann das bestä­
tigen - daß es Unternehmer gibt, die 
nur die Hälfte der Kindergartenbeiträ­
ge ihrer beschäftigten Arbeiter bezah­
len. 

Das sind nur einige kleine Schön­
heitsfehler und Sünden unserer Stadt, 
aber im allgemeinen gesehen den Woh­
nungssuchenden, den Familienvater 
treffen sie schwer. Viel größer aber 
sind die Sünden der Sozialistischen Re­
gierung der Arbeiterschaft gegenüber. 

Das Finanzausgleichsgesetz be-
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nachteiligt wie unter Dr. Klaus auch 
unter Dr. Kreis ky die Industriestädte. 
Sie, Herr Bürgermeister, das Präsi­
dium, der Stadtsenat und wir als Man­
datare samt dem tüchtigen Stab der 
Beamten können das Beste wollen, wir 
werden es nicht erreichen, wenn uns 
der Bund nicht die uns zustehenden Mit­
tel gibt . Es ist bekannt, daß es Ver -
handlungen über den Finanzausgleich, 
über das Finanzausgleichsgesetz gab. 
Ich frage, warum aber wurden gegen 
alle Versprechungen diese Verhand­
lungen hinter verschlossenen Türenge­
führt? Warum hatten wir gewählte Man­
datare nicht die Möglichkeit, den Ver­
lauf dieser Verhandlungen zu verfolgen 
und sie auch zu beeinflussen? Man 
spricht viel von Demokratie und Trans­
parenz. Echte Demokratie wäre es, 
wenn die von der Bevölkerung gewähl­
ten Vertreter lebendig mitarbeiten 
könnten. Die Demokratie wird zur 
Phrase, wenn man den Mandataren die 
zweifelhaften Ergebnisse nur zur Be­
schlußfassung vorlegt, nach dem Motto 
"Friß Vogel oder stirb". 

Meine Damen und Herren, grund­
sätzlich geben wir Kommunisten dem 
Rechnungsabschluß, dem Zahlenwerk 
unsere Zustimmung. Sollte allerdings 
jemand daraus ableiten, daß die Kom­
munisten mit der Teuerung und Infla­
tion einverstanden sind, so irrt er. Wir 
haben seit dem Jahre 1945 gegen die 
Teuerung, gegen die Belastungen vor 
allem der arbeitenden Menschen ge­
kämpft und wir werden das getreu un­
seren Linien weiter durchführen. 

Ich danke für die Aufmerksam­
keit. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Ich darf aufklärend sagen, dem 
Rechnungsabschluß ist nicht zuzustim­
men oder er ist abzulehnen, sondern 
ihm ist lediglich die Kenntnisnahme 
entgegenzubringen. Damit nicht Irr­
tümer entstehen, daß darüber abge-



stimmt werden soll. 
Darf ich fragen, ob noch jemand 

eine Stellungnahme vorzulesen wünscht? 
Es ist das nicht der Fall. Ich darf die­
sen Tagesordnungspunkt von mir aus 
beenden und dem Berichterstatter noch 
einmal das Wort geben. 

BÜR(;ERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Es sind einige Anfragen gestellt 
worden. 

Herr Gemeinderat Dr. Gärber 
zum Kanalproblem. Wie ich angedeutet 
habe, ist das Kanalproblem in diese 
Sparte hineinzuprojizieren, in der vor­
angeschlagene Beträge nicht ausge­
schöpft werden konnten, weil die tech­
nische Abwicklung seitens der Firma 
nicht zuwege gebracht werden konnte. 
Wohl, das muß ich auch hier sagen, 
verursacht durch Witterungseinflüsse, 
durch erschwerende Bodenverhältnis- .. 
se, die eben zum Zeitpunkt des Baues 
vorgefunden wurden . Die zwei Teilab­
schnitte, die wir vergeben haben, sind 
schon in Arbeit . 

Zum Absinken der Gewerbesteu­
er, Herr Gemeinderat, muß man fest­
stellen, daß man nicht ein Jahr mit 
dem anderen direkt vergleichen kann, 
weil, wie ich schon sagte, im heurigen 
Jahr wahrscheinlich S 20 Mill. - für 
uns allerdings nur ein kleiner Betrag 
davon - Nachzahlungen sind, die prak­
tisch im Vorjahr schon in der Rech­
nung aufscheinen müßten, um den Zu­
wachs zu demonstrieren. Das ist wie­
der rechnungsmäßig nicht möglich. Hier 
kann man nur die Steigerung der Ge­
werbesteuer in einem längeren Ab­
schnitt beobachten. 

Es ist sicher nicht so, daß der 
Wirtschaftshof einen Abgang hätte. Der 
Wirtschaftshof ist eine Einrichtung, 
die für uns kommunale Aufgaben erle­
digt . Schneeräumung, Säuberung usw. 
Das ist eine Aufgabe, die man nicht 
mit der Buchhaltung, die in Betrieben 
üblich ist, abwickeln kann. Hier findet 

die im Hoheitsgebrauch verwendete Ka­
meralistik im wesentlichen ihre An­
wendung·. Der Wirtschaftshof hat na­
türlich auch Aufgabengebiete, die er 
uns gegenüber nach wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten abrechnet, den Auf­
trag einer Baustelle . Hier kann man 
nur beide Summen zusammenrechnen 
und dann werden Sie feststellen, daß 
der Wirtschaftshof keinen Abgang zu 
verzeichnen hat. 

Zum Abgang in den Städtischen 
Unternehmungen. Hier kommen wir 
zum Problem der Tarifgestaltung. Wir 
schreiben ja den Städtischen Unter­
nehmungen vor, welche Tarife sie für 
ihre Aufgaben einheben dürfen, Fahr­
preise, Reklame, Eislaufplatz, Bade­
anstalten usw., egal, welche Sparte sie 
betreuen. Diese Tarife sind nicht dem 
derzeitigen Kostenstand angemessen 
und mit dem derzeitigen Kostenstand 
valorisiert zu betrachten . Daher wer­
den die Städtischen Unternehmungen 
solange einen Abgang zu verzeichnen 
haben, bis der Gemeinderat beschließt, 
die Tarife für Wasser, Gas, Fahrbe­
trieb usw. den neuen Kostengegeben­
heiten anzupassen Das ist eine Situa­
tion, die in unserer Möglichkeit liegt. 

Das, Herr Gemeinderat, waren 
im wesentlichen die Punkte, die von 
Ihnen angezogen wurden. 

Herr Kollege Treml, ich würde 
den Rahmen unserer heutigen Sitzung 
sprengen, wenn ich Inflationspolitik, 
soweit sie auch Bundespolitik ist, zur 
Diskussion stellen würde . Eines aber 
möchte ich feststellen. Es ist richtig, 
daß von gesellschaftspolitischer Sicht 
her der private Konsum weit weit in 
seiner Größenordnung aber auch in sei­
ner Bereitwilligkeit ihn zu honorieren 
und zu finanzieren dem öffentlichen 
Konsum vorausgeeilt ist. Das ist die 
Situation, die wir allenthalben vorfin­
den, daß eben für den öffentlichen Kon­
sum man- hier bezeichne ich auch uns 
selbst und die Bürger unserer Stadt -
nicht bereit ist, für diese Leistungen 
auch die Kosten zu bezahlen. Es mag 
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sicher Aufgabe der öffentlichen Hand 
sein manche Probleme auch zu finan-• 
zieren, ohne daß sie kostendeckend re-
fundiert werden. In irgend einer Form 
muß das den öffentlichen Körperschaf­
ten oder der Gemeinde zur Verfügung 
gestellte Geld, die Finanzen, auch für 
die Bewältigung der öffentlichen Auf­
gaben, der infrastrukturellen Erfor­
dernisse, zur Verfügung gestellt wer­
den können. 

Zu den Wohnungen, zum Woh­
nungsproblem, fertiggestellte Wohnun­
gen, kann man ungefähr dasselbe sa­
gen, was ich hier bei der Gewerbe­
steuer gesagt habe. Man kann in einem 
Jahr nicht sagen, jetzt sind die gebau­
ten Wohnungen in der Zahl abgesunken. 
Man muß sich einen langjährigen 
Durchschnitt nehmen . Wenn ein großes 
Wohnbauvorhaben begonnen wird, kön­
nen in dem selben Jahr diese Wohnun­
gen nicht fertiggestellt werden, son­
dern die Fertigstellung wird erst im 
nächsten Jahr registriert werden kön­
nen. Wir haben diese Zahl von 150 
Wohnungen, die wir dem Wohnungs­
markt jährlich zur Verfügung stellen, 
sicher erreicht. Das ist im wesentli­
chen dem Bericht der GWG zu entneh­
men. 

ZWISCHENRUF GEMEINDERAT OTTO 
TREML: 

Entschuldigen Sie, Herr Bürger­
meister, gerade aus dem Bericht der 
GWG konnte ich entnehmen, daß Jahr 
für Jahr diese 150 nicht erreicht wur­
den. Bei der Budgetdebatte wurde dar­
auf hingewiesen, daß wir 1971 128 Woh­
nungen bekommen haben und 1972 nur 
mit 100 zu rechnen ist. Das ist auch 
eingetreten. 

Auf Grund dieser Unterlagen bin 
ich zu dieser Aussage gekommen. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Ich sagte, man müßte einen mehr­
jährigen Turnus zum Vergleich zu Ra­
te ziehen. 

Daß sich die Gemeinde Mittel • 
die für den Wohnungsbau eingesetzt 
waren, eingespart hat, ist wieder buch­
halterisch richtig, aber dieselben Mit­
tel, die hier vorsichtshalber im Vor­
anschlag eingesetzt wurden, wurden 
nicht ausgeschöpft, weil die GWG diese 
aus Eigenmitteln ersetzen konnte. Sie 
wurden praktisch dem Wohnungsbau 
zur Verfügung gestellt, ohne daß sie aus 
effektiven Gemeindemitteln genommen 
wurden, sondern aus den Mitteln der 
GWG selbst. 

Über das Problem des Finanz­
ausgleiches und unser Verhältnis zum 
Finanzminister glaube ich, wird bes­
sere Gelegenheit im Rahmen der Bud- · 
getdebatte und Budgeterörterungen, 
die im Dezember abgewickelt wird, 
sein, dieses Problem einer etwas ge­
naueren Erläuterung zuzuführen . 

Ich glaube, daß ich damit die Dis­
kussionsbeiträge, soweit sie aufklä­
rungsbedürftig waren, aufgeklärt habe. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Ich danke Herrn Bürgermeister 
als Berichterstatter für die Aufklärung 
dazu. Ich darf damit annehmen, daß 
Sie dem Rechnungsabschluß Ihre Zu­
stimmung durch Kenntnisnahme geben. 

Darf ich um die weiteren Bericht­
erstattungen bitten? 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Der nächste Tagesordnungspunkt 
sieht die Gewährung eines Vorfinanzie­
rungsdarlehens an die Lawog vor . Sie 
wissen, die Lawog baut in Steyr ein 
Haus. Die Fonds mittel konnten nicht 
zum gleichen Zeitpunkt flüssig gemacht 

· werden. Es ist eine Vereinbarung mit 
der Lawog getroffen, daß die Gemein­
de hier vorfinanzierend eintritt und den 
Bau dieses Hauses auch vorzeitig ab­
wickeln läßt. Es ist daher die Freigabe 
eines weiteren Teilbetrages notwendig. 
Ein diesbezüglicher Antrag lautet: 

- 134 -



3) Bau5-t, 115/ 70 
Gewährung eines Vorfinanzierungs­
darlehens an die LA WOG ; Freigabe 
eines -..yeiteren Teilbetrages. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
In Ergänzung des Beschlusses des 

Gemeinderates vom 14. 9. 1971 wird 
ein weiterer Teilbetrag des Vorfinan­
zierv1.gsdarlehens zur Errichtung von 
16 W0hneinheiten in Steyr am Tabor 
durch die LA WOG in Höhe von S 900. 000 
be ! VP 62-85 aoH freigegeben. 

Ich bitte den Vorsitzenden, dar­
über die Diskussion zu eröffnen bzw. 
die Zustimmung des Gemeinderates 
einzuholen. 

BÜRGERIVIEISTER - STELL VERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Sie haben auch diesen Bericht 
vernommen. Wünscht dazu jemand zu 
sprechen oder eine Stellungnahme ab­
zugeben? Wenn das nicht der Fall ist, 
darf ich darüber abstimmen. Gibt es 
dazu eine Gegenstimme? Stimmenthal­
tungen? Ich stelle fest nein, damit ist 
der Antrag einstimmig beschlossen. 

Ich bitte um die weiteren Berich­
te. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Schon vorhergehende Diskussio­
nen haben Sie in Kenntnis gesetzt, daß 
ein derzeit bestehender Sportplatz um­
gewidmet werden soll zu einem Schul­
bauplatz, und zwar der Platz der bis­
herigen Frohen Jugend soll in einen 
Bauplatz für eine Handelsschule und 
Handelsakademie umgewidmet und dem 
Bund zum Bau dieser Schule zur Ver­
fügung gestellt werden. Daraus resul­
tiert, daß für die auf diesem Sportplatz 
installierte Sportorganisation UNION 
Mittel freigestellt werden müssen, um 
anderweitig diesen Sportplatz herzu­
stellen. Gleichzeitig ist ein Sportplatz, 
der in der unmittelbaren Nähe liegt, 
das sozusagen ein Sportplatzareal dar-

stellt, auch schon im Gemeindebesitz 
und soll eingezäunt werden und ver­
schiedene Sporteinrichtungen sollen 
noch geschaffen werden. Dazu werden 
Sie gebeten, mehrere Beträge freizu­
geben, die im folgenden Antrag zusam­
mengefaßt sind: 

4) Ha-5322/ 72 
Ha-5321/72 
Subventionierung des Ausbaues der 
Sportplätze in Gleink . 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Nach Maßgabe des Amtsberich­

tes der Magistratsdirektion vom 9. 
10. 1972 wird zum Zwecke des Ausbau­
es des Sportplatzes für den A TSV Stein 
in Gleink der Betrag von 

S 100. 000,-
(Schilling einhunderttausend) 

bei VP 55-96 aoH freigegeben und bei 
derselben Haushaltsstelle eine über­
planmäßige Ausgabe von 

S200 000,-
(Schilling zweihunderttausend) 

bewilligt und für den Ausbau des Sport­
platzes für die österreichische Turn­
und Sportunion Steyr in Gleink eine 
außerplanmäßige Ausgabe in Höhe von 

S 700 000, -
(Schilling siebenhunderttausend) 

bei VP 55-99 aoH bewilligt. 
Die Deckung dieser Ausgaben hat 

durch Aufnahme von Darlehen zu erfol­
gen. 

Die Auszahlung dieser Beträge 
kann nur nach Maßgabe des Baufort­
schrittes erfolgen. 

Ich bitte Sie, auch diesem Antrag 
für die Schaffung von Sportplätzen Ihre 
Zustimmung zu geben. 
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PÜRGERMEISTER - STELL VERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Ich danke für diesen Bericht. 
Wünscht dazu jemand zu sprechen? 

Herr Kollege Dr . Gärber bitte! 

~MEINDERAT DR. HERMANN GÄR­
BF.:R: 

Ich möchte dazu nur folgendes be­
merken. Es freut mich, daß sich die 
Stadtgemeinde aufgerafft hat, einer 
Forderung, die ich schon lange gestellt 
!'labe, für die Handelsakademie und 
Handelsschule einen Platz zur Verfü­
gung zu stellen, nachzukommen. Es ist 
das ein Versäumnis der letzten 10 
Jahre, wo der Gemeinderat es verab­
säumt hat, hier aktiv zu werden und 
er hätte sich, wenn er das früher ge­
macht hätte, viel Geld erspart, denn 
wir haben jedes Jahr ungefähr S 3, 5 
Mill. an Gehältern gezahlt für die 
Lehrkräfte. Wenn wir dieses Vorhaben 
seinerzeit gemacht hätten, würden wir 
den Bau in 10 Jahren hereingebracht 
haben . Daher bin ich froh, daß dieser 
Schritt vollzogen wurde und wir wie­
der um einen Schritt weiterkommen in 
Steyr mit der Übernahme der Handels­
akademie durch den Bund. 

Die zweite Sache ist die Sport­
platzherstellung. Es ist eine Ablöse 
von S 4, 6 Mill. vorgesehen, das ent­
spricht dem heutigen Verkehrswert un­
gefähr dieses Grundes. Nur eines ist 
mir nicht ganz klar, betreffs dieses 
Pachtvertrages. Es pachtet die Ge­
meinde diesen Grund für die UNION 
und ich möchte fragen, wie ist das 
Verhältnis dann zwischen UNION und 
Gemeinde. Gehört dieser Sportplatz, 
der errichtet wird, der UNION oder 
der Gemeinde? Ich möchte deswegen 
fragen, um für die Zukunft Klarheit zu 
haben betreffs etwaiger Ablösen, da­
mit nicht wieder so etwas passiert wie 
mit dem Arbeiterheimvertrag. 

BÜRGERMEISTER - STELL VERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Danke. Noch jemand? Herr Kol­
lege Gherbetz bitte ! 

GEMEINDERAT KARL GHERBETZ: 
Werte Damen und Herren des Gemein­
derates! 

Wir haben heute gehört, daß ei­
ne Subvention in der Höhe von ca. S 1 
Mill. zum Ausbau dieser Sportplätze 
gegeben wurde. Wir begrüßen es, wenn 
Sportplätze geschaffen werden, weil 
es besser ist, unsere Jugend befindet 
sich auf den Sportplätzen a~s vielleicht, 
so wie in der heutigen Zeit, in manch 
zweifelhaftem Lokal. 

Ich möchte an die Mehrheitsfrak­
tion appellieren. Wenn Sie hier groß­
zügig gewesen sind, meine Damen und 
Herren der Mehrheitsfraktion, so bitte 
ich Sie, sind Sie es in Hinkunft auch 
gegen Vereine, die vielleicht keinen 
politischen Rückhalt haben und die bis 
jetzt immer von Ihnen äußerst stief­
mütterlich behandelt wurden. Es gibt 
eine Unzahl von kleineren Vereinen, 
die sich bereits auf diesem Sektor ge­
nauso bewähren und vielleicht in ihrer 
Sparte genauso wichtige Arbeit leisten 
wie die großen, die der Mehrheits­
fraktion nahe stehen. Dies zur Erklä­
rung der Subventionierung. Wir stim­
men selbstverständlich zu. 

BÜRGERMEISTER - STELL VERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Ich danke für diese Erklärung. 
Noch eine Wortmeldung? 

Ich stelle fest, daß das nicht der 
Fall ist. Damit ist die Diskussion dar­
über abgeschlossen. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Um nur eine Erklärung abzuge­
ben. Dieser Sportplatz wird von der 
Gemeinde gepachtet und gehört damit 
der Gemeinde, Investitionen auf diesem 
Platz sind praktisch gleichzusetzen den 
Investitionen auf gemeindeeigenen Plät­
zen. Es sind fast alle Sportplätze in 

- 136 -



Steyr Gemeindebesitz, mit Ausnahme 
der des Ailgemeinen Turnvereines. Al­
le Investitionen, die wir treffen, auch 
die vorgenannte in Stein A TSV, werden 
auf einem gemeindeeigenen Sportplatz 
getätigt. Das möchte ich dazu sagen. 

Kollege Gherbetz, das ist im we­
sentlichen eine Anregung und kann heu­
te keiner Beantwortung zugeführt wer­
den im Rahmen der Diskussion über 
diesen Tagesordnungspunkt. Aber ich 
möchte erinnern, daß alle sportaus­
übenden Organisationen von der Ge­
meinde unterstützt werden oder wur­
den und daß sie auch dann, wenn sie 
über ihre Leistungsfähigkeit hinaus In­
vestitionen tätigen müssen,· selbstver­
ständlich ·ihren Weg zur Gemeinde fin­
den und ihre Anliegen hier zur Beratung 
und Diskussion kom;men und wie bis­
her einer Beschlußfassung zugeführt 
werden. 

BÜRGERMEISTER - STELL VERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Ich danke für diese Stellungnah­
me. 

Damit ist dieser Tagesordnungs­
punkt besprochen. Ich darf abstimmen. 
Wer ist für den Antrag, den bitte ich 
um ein Zeichen mit der Hand? Danke. 
Gegenprobe? Stimmenthaltungen? Ich 
stelle einstimmige Annahme fest. 

GEMEINDERAT KARL FRITSCH: 
Zur Geschäftsordnung bitte! 

Ich glaube, dem Vorsitzenden, Vizebür­
germeister Weiss, ist ein Irrtum un­
terlaufen beim Tagesordnungspunkt 
"Genehmigung des Rechnungsabschlus -
ses 1971 11

• Es wurde vom Herrn Vor­
sitzenden erklärt, daß der Tagesord­
nungspunkt nur zur Kenntnis zu neh­
men ist und nicht darüber abgestimmt 
werden sollte. Ich glaube, daß es er­
stens den Bestimmungen der Geschäfts­
ordnung und ebenso den Bestimmungen 
des Statutes widerspricht, aber weiters 
auch den bisherigen Usancen wider­
spricht, wie der Herr Vizebürgermei-

ster Weiss den Vorsitz führte. Ich darf 
als Beweis meiner Behauptung des Pro­
tokoll der Gemeinderatsitzung vom 14. 
9. 1971 zitieren, in der genauso der 
Rechnungsabschluß zur Debatte stand 
und in der dann darüber abgestimmt 
wurde, noch dazu mit der Erklärung 
des Herrn Vizebürgermeisters Weiss: 
"Nun darf ich darüber abstimmen las­
sen. Darf ich Sie um ein Zeichen mit 
der Hand als Zustimmung bitten? Dan­
ke. Gegenstimmen? Stimmenthaltungen? 
Antrag einstimmig angenommen". 

Ich bitte nun zu prüfen und zu 
klären, ob wir bisher statutenwidrig 
oder nur heute statutenwidrig vorgegan­
gen sind. Wenn das der Fall wäre, so 
bitte ich Herrn Vorsitzenden, seinen 
Irrtum durch eine Abstimmung wieder­
um zu entkräften. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Dazu muß ich in eigener Sache 
erklären. Erstens wollte ich Sie nicht 
strapazieren durch gymnastische Übun­
gen und habe den seit langem einge­
führten Brauch angewendet, etwa durch 
Meldung einer Gegenstimme die Stim­
meneinhelligkeit oder einfach ein Mehr­
heitsergebnis festzustellen. 

Zur rein statutenmäßigen Situa­
tion darf ich Ihnen sagen, daß im § 53 
über den Rechnungsabschluß, der im 
Stadtstatut enthalten ist, Absatz 3, 
steht: Der Gemeinderat prüft und ge­
nehmigt den Rechnungsabschluß. Ich 
habe wohl eingangs in der Erklärung 
gesagt, daß es lediglich einer Kennt­
nisnahme bedarf, habe aber am Schluß 
erklärt: "Ich stelle fest, daß Sie mit 
der Kenntnisnahme den Rechnungsab­
schluß genehmigen". Damit bin ich 
meiner Meinung nach hier statutenge­
mäß vorgegangen. Lesen Sie das bitte 
im Protokoll nach. Ich darf Sie jedoch 
aufmerksam machen, daß es im § 18 
der Geschäftsordnung zum Gemeinde­
rat heißt: Anträge I die eine Abände­
rung oder Ergänzung eines ordnungs-
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gemäß in Behandlung genommenen An­
trages bezwecken, können von jedem 
Mitglied des Gemeinderates bis zum 
Schluß der Verhandlung über den be­
treffenden Gegenstand gestellt werden. 

Ich stelle fest, daß während der 
Behandlung des betreffenden Gegenstan­
des bis zur Führung des nächsten Ge­
genstandes von niemandem im Gemein­
deratssaal eine Stellungnahme abgege­
ben wurde und daher zum nächsten Ta­
gesordnungspunkt übergegangen wurde. 
Mit der Feststellung meinerseits, daß 
mit der Kenntnisnahme auch die Geneh­
migung verbunden ist und sich niemand 
gegen diese Erklärung gewendet hat, 
muß ich annehmen, daß Einstimmig­
keit beim Rechnungsabschluß herrscht. 
Darf ich das vielleicht zur Aufklärung 
sagen oder wollen Sie mir bitte eine 
andere Erklärung geben, sonst müßte 
ich sagen, ordnungsgemäß steht die -
s er Tagesordnungspunkt nicht mehr in 
Behandlung. 

Ich glaube, ich habe damit das 
beantwortet. 

GEMEINDERAT ING. JOHANN HOL­
ZINGER: 

Zwischen Genehmigung und Kennt­
nisnahme ist ein großer Unterschied! 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Ich habe erklärt, daß Sie mit der 
Kenntnisnahme auch den Rechnungsab­
schluß genehmigen und es hat sich 
niemand dagegen gewendet. Es steht 
Ihnen frei, beim nächsten Gemeinde­
rat einen diesbezüglichen Antmg ein -
zubringen. Ich habe nichts dagegen, nur 
ist es genauso statutenwidrig, bei an­
deren Behandlungs ge gens tänden Antr ä­
ge zu stellen, die bereits erledigte · 
Gegenstände betreffen. Ich muß mich 
leider von einer Behandlung distanzie­
ren. Es steht Ihnen jede Möglichkeit, 
die Anwendung der Statuten und der Ge­
schäftsordnung in Anwendung zu brin­
gen, offen. Das möchte ich eindeutig 
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sagen und darf bitten, daß wir zum 
nächsten Tagesordnungspunkt überge­
hen, da es rechtlich nicht zulässig ist, 
erledigte Tagesordnungspunkte weiter 
zu erörtern. Ich bitte um die nächste 
Berichterstattung. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 
Verehrte Damen und Herren des Ge­
meinderates! 

Die Restaurierung, der Umbau 
des Taborrestaurants, erfordert Kre­
ditnachträge. Ein solcher Kreditnach­
trag liegt Ihnen heute zur Beschlußfas­
sung vor. Er lautet: 

5) Bau5-5428/ 68 
Erhöhung des Kreditansatzes für die 
Abwicklung des Bauvorhabens Ta­
borrestaurant. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Entsprechend dem Amtsbericht 

der MA III vom 23. 6. 1972 wird zum 
Zwecke der Erhöhung des Kreditan­
satzes für die Abwicklung des Bauvor­
habens Taborrestaurant eine überplan- · 
mäßige Ausgabe in Höhe von 

(Schilling 
S531.000,-­
fünfhunderteinunddreißig­

tausend) 

bei VP 852-91 aoH bewilligt. Die Dek­
kung hat durch Aufnahme von Darle­
hen zu erfolgen. 

lch bitte Sie, diesem Antrag Ih­
re Zustimmung zu geben. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

\Yilnscht jemand dazu zu spre­
chen? 

Herr Kollege Petermair bitte! 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER LEOPOLD PETERMAIR: 
Meine Damen und Herren des Gemein­
derates! 



So wie bisher müssen wir uns auch 
diesmal dem Antrag "Erhöhung des 
Kreditansat.zes für die Abwicklung des 
Bauvorhabens Taborrestaurant" der 
Stimme enthalten, und zwar deshalb, 
weil wir nach wie vor der Meinung 
sind, daß der Zubau - hier handelt es 
sich um das sogenannte Salettl - eine 
Fehlplanung ist und war. Für den Kü­
chenaus bau haben wir jedesmal unsere 
Zustimmung gegeben. Nur für den Zu­
bau, für das Salettl, müssen wir uns 
der Stimme enthalten. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Die nächste Wortmeldung Herr 
Kollege Dr. Gärber ! 

GEMEINDERAT DR. HERMANN GÄR­
BER: 

Zu diesem Punkt möchte ich fol­
gendes sagen. Es wurden in den Jahren 
1970, 1971 und 1972 insgesamt 
S 1,450.000, - für den Zubau des Ta­
borrestaurants gegeben. Wenn man das 
mit dem jährlichen Ertrag von S 150.000 
vergleicht, so ist der Ertrag von 10 
Jahren nur für diesen einzigen Zubau 
vergeben worden. Es bleibt vom Ertrag 
nichts übrig. Abgesehen davon, daß 
auch andere Reparaturen oder Instand­
haltungen in der Zwischenzeit sich ein­
stellen werden. 

Ich möchte daher nur folgendes in 
Erwägung ziehen, daß man doch die 
Wirtschaftlichkeit dieses Taborrestau­
rants überprüfen möge und künftig In­
vestitionen so zu gestalten, daß sie 
auch in dem Ertrag des Taborrestau­
rants enthalten sind. Wenn man das 
nur auf 10 Jahre abschreibt, so ist der 
ganze Ertrag des Taborrestaurants 
weg. Abgesehen von allen anderen Din­
gen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Noch eine Wortmeldung dazu? Das 
ist nicht der Fall. Wünscht der Be-
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richterstatter dazu noch etwas zu sa­
gen? Nein. Damit ist Kollege Bürger­
meister Fellinger von seiner Bericht­
erstattung befreit. Ich darf Sie vorher 
noch um Ihre Zustimmung zu diesem 
zuletzt gestellten Antrag bitten. 

Wer ist dafür, den bitte ich um 
ein Zeichen mit der Hand? Gegenprobe? 
Stimmenthaltungen? Ich stelle die An­
nahme mit Stimmenmehrheit fest (8 
Stimmenthaltungen - ÖVP .- Fraktion). 

Ich bitte damit Herrn Bürger­
meister, wieder den Vorsitz zu führen. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Ich übernehme den Vorsitz und 
bitte Herrn Kollegen Weiss, seine 
Tagesordnungspunkte vorzutragen. 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEI-
STER-STELLVERTRETER FRANZ 
WEISS: 
Meine Damen und Herren des Gemein­
derates! 

Es ist kein neues Anliegen, in 
Fortsetzung der eingeführten Ehrun­
gen eine zusätzliche zur Würdigung 
geeigneter Personen zu schaffen. 

Wir haben uns daher bemüht, im 
Rahmen des Kulturausschusses, be­
trieben auch vom Kulturamt und in 
Fortsetzung der Bemühungen meiner 
Vorgänger als Kulturreferenten, hier 
eine sogenannte Ehrenmedaille der 
Stadt Steyr zu verleihen. Ich freue 
mich, Ihnen heute einen Antrag des Fi­
nanz- und Rechtsausschusses vorlegen 
zu können, der folgenden Wortlaut hat: 

6) Präs-86/72 
Verleihung der Ehrenmedaille der 
Stadt Steyr an Regierungsrat Prof. 
Hans Gerstmayr. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Gemäß § 5, Abs. 1 des Statutes 

für die Stadt Steyr wird Herrn Reg. 
Rat Prof. Hans Gerstmayr die "Eh­
renmedaille der Stadt Steyr" verlie­
hen. 



Als Veranlassung der Verleihung 
ist im Buch der Ehrenmedaille der 
Stadt Steyr zu vermerken: 

"Die Verleihung der Ehrenme­
daille der Stadt Steyr an Reg. Rat Prof. 
Hans Gerstmayr erfolgt in Anerken­
nung und Würdigung seiner Verdienste 
als langjähriger Lehrer und Pädagoge 
an der Fachschule für gestaltendes Me­
tallhandwerk der Höheren Technischen 
Bundeslehranstalt in Steyr und seiner 
Ve r dienste auf dem Gebiete der Pfle­
ge des Stahlschnittes und der Metall­
plastik und seines künstlerischen Wer­
kes in seiner Gesamtheit." 

Ich bitte Sie, diesem Antrag Ihre 
Zustimmung zu geben. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünscht jemand dazu zu spre­
chen? Keine Wortmeldung vorgemerkt. 
Gegenstimmen? Es wurden keine vor­
gebracht, damit darf ich Ihre Ein­
stimmigkeit feststellen. 

BÜRGERMEISTER - STELL VER TRE­
TER FRANZ WEISS: 

Ein Antrag des Stadtsenates be­
handelt die Situation unseres Stadtthea­
ters und die Abwicklung der Gastspiel­
saison 1972/73. Er lautet: 

7) K-1974/72 
Stadttheater Steyr; Abwicklung der 
Gastspielsaison 1972/73. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
1. Die Abhaltung von 20 Gastspie­

len des Landestheaters Linz in der 
Theatersaison 1972/73 nach Maßgabe 
des Amtsberichtes der Magistratsab­
teilung IX vom 31. Juli 1972, K-1974/ 
72, zu den erhöhten Pauschalabgel­
tungen wird genehmigt. Der Magistrat 
Steyr wird ermächtigt, einen entspre­
chenden Werkvertrag abzuschließen. 

Außerdem wird die Durchführung 
von zwei Operettengastspielen des 
Stadttheaters St. Pölten im Rahmen 

des Abonnement-Programmes im Stadt­
theater Steyr genehmigt. 

2. Die mit Beschluß d~s Stadtse­
nates vom 2. Juli 1970, K-2300/70, 
und Beschluß des Gemeinderates vom 
9. Juli 1970, K-2300/70, festgelegten 
Eintrittsgebühren werden linear um 
20 % für die Gastspielsaison 1972/73 
erhöht, wobei auf volle Schillingbeträ­
ge auf- bzw. abzurunden ist. 

Die Regelung über die Dienstsitze 
und dgl. nach dem Gemeinderatsbe­
schluß vom 4. 7. 1968, K-2600/68, 
wird beibehalten. 

Ich darf Sie bitten, auch diesem 
Antrag beizutreten. 

BÜRGERIVIEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Der Antrag steht zur Diskussion. 
Wortmeldungen hiezu? Herr Kollege 
Treml bitte! 

.GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Werter Herr Bürgermeister, meine 
Damen und Herren des Gemeinderates! 

Mir ist klar, daß ich in diesem 
Forum für unsere Auffassung wahr­
scheinlich kein Verständnis erreichen 
kann. Mir ist auch klar, daß wir, um 
die Spielsaison 19 7 2 / 7 3 zusichern, die­
se Honorarforderung von 20 % zur 
Kenntnis nehmen müssen. Zur Kennt­
nis nehmen müßten wir eigentlich nicht, 
daß wir diese Honorarforderung umle­
gen auf die Theaterbesucher, das 
heißt, daß wir die Eintrittspreise um 
20 % erhöhen. Wir sind der Auffassung 
als Kommunisten, daß der Zuschußbe­
darf unserer Gemeinde- er betrug be­
kanntlich nach den Informationen, die 
wir im Finanz- und Rechtsausschuß 
erhielten, nur S 415. 000, - - ein sehr 
geringer ist gemessen an Städten, die 
ein eigenes Theater unterhielten bzw. 
die für die Theaterspielsaison mehr 
ausgeben müssen. Ich glaube, meine 
Damen und Herren, daß ich wahrschein­
lich - wie ich schon einleitend gesagt 
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habe - mit meiner Auffassung nicht 
durchkomme. Wir Kommunisten sind 
der Auffassung, daß die Gemeinde die 
Möglichkeit hätte, diese 20 % zu dek­
ken und nicht wiederum diese Teue­
rung auf die Besucher umzulegen. 
Mehr oder weniger wird hier den kul­
turbegeisterten jungen Menschen, die 
gerne in das Theater gehen, der Be­
such erschwert. 

Daher stimme ich als Vertreter 
der Kommunisten gegen diesen Antrag. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünscht noch jemand das Wort 
zu ergreifen? Keine Wortmeldungen. 

BÜRGERMEISTER - STELL VER TRE­
TER FRANZ WEISS: 

Ich darf eines hinzufügen. Das 
Landestheater Linz hat uns schon vor 
längerer Zeit im Vorjahr bekanntge­
geben, daß durch die Durchführungs­
bestimmungen des Arbeitszeitgesetzes 
für das technische Bühnenpersonal 
sich- das wußte man schon im Herbst -
verschiedene preisliche Veränderun­
gen ergeben werden müssen, zwangs­
läufig. Es hat sich in Oberösterreich 
auch der Theaterbeirat mit der 20 o/oigen 
linearen Erhöhung der Beträge - nicht 
nur in Steyr sondern allgemein für 
Oberösterreich für den Landestheater­
bereich - beschäftigt und darf als rich­
tig und empfehlenswert angesehen wer­
den. Wir wissen sehr wohl, daß das 
eine Preiserhöhung ist, die wir nicht 
beeinflussen können, es sei denn, wir 
nehmen in Kauf, daß wir aus Ge­
meindemitteln immer höhere, relativ 
höhere Zuschüsse zu Kulturleistungen 
erbringen. Wir haben die erfreuliche 
Feststellung gemacht, daß sich in den 
letzten 3 Jahren etwa die Theaterbe­
sucherzahl fast nicht verändert hat, das 
heißt, Steyr liegt im allgemeinen mit 
einer sehr hohen Frequenz gut in der 
Spitze Oberösterreichs für die Theater­
einrichtungen. Ich glaube, daß der in-

teressierte und theaterbeflissene Be­
sucher gerne die 20 % in Kauf 
nehmen wird, wenn er hier die 
Möglichkeit erhält, Theatervorstellun­
gen besuchen zu können, die ~r sonst 
nicht hätte, wenn sie nicht durchge­
führt werden würden. Er müßte sonst 
nach Linz oder anderswohin fahren. 

Ich glaube daher, daß wir zur 
Kenntnis nehmen müssen, daß diese 
Vorschreibung vom Landestheater Linz, 
die übrigens noch in internen Verhand­
lungen auf das engste Maß gehalten 
werden konnte, von uns akzeptierbar 
ist. 

Ich bitte, das als Stellungnahme 
zur Kenntnis zu nehmen. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Ich darf noch ganz kurz ans chlie­
ßen, daß wir bemüht sein sollen, auch 
die Relation der Kosten zum Ertrag 
ungefähr parallel zu halten zum Zeit­
punkt der erstmaligen Erstellung der 
Theaterpreise. Hier glal!be ich, müs­
sen wir feststellen, daß wir in dieser 
Relation vollständige Parallelität im 
Laufe der letzten Jahre feststellen 
können. 

Wortmeldungen sind nicht mehr 
vorhanden. Ich bitte nun im Sinne des 
Antragstellers um die Abstimmung. 
Wer für den Antrag ist, den möchte ich 
um ein Zeichen mit der Hand bitten. 
Danke. Gegenprobe? (1 Gegenstimme -
KPÖ). Mit Mehrheit angenommen. Dan­
ke. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Darf ich einen Antrag vorlegen, 
der die Familienbeihilfenregelung für 
das Jahr 1972 betrifft. Er laute.t: 

8) Präs-418/72 
Familienfördernde Maßnahme für 
Bedienstete: einmalige Familien­
beihilfe für das Jahr 1972. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
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Den Bediensteten und Pensions­
parteien der Stadtgemeinde Steyr wird 
für das Jahr 1972 für jedes Kind (Stich­
tag 1. 10. 1972), für das ein Steige­
rungsbetrag gewährt wird bzw., wenn 
·ein solcher nicht in Betracht kommt, 
für das eine Kinderbeihilfe im Sinne des 
Familienlas tena us gleichs ges etz es 19 6 7 
gebührt, eine einmalige Familienbeihil­
fe folgenden Ausmaßes gewährt: 

für 1 Kind S 210, -
für 2 Kinder S 480, -
für 3 Kinder S 830, -
für 4 Kinder S 1. 240, -
für 5 Kinder S 1. 730, -
für 6 Kinder S 2. 280, -
für 7 Kinder S 2. 900, -
für 8 Kinder S 3. 590, -
für 9 Kinder S 4.350,-
für 10 Kinder S 5. 180, -
für 11 Kinder S 6. 070, -
für 12 Kinder S 7.040,-. 

Wird Wert darauf gelegt, daß ich 
die ganze Liste verlese? 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Ich glaube, die Herren Gemein­
deräte sind dafür, daß die Liste nicht 
verlesen wird, sie ist ja bekannt. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Sie reicht in der üblichen Art und 
Weise von einem Kind bis zu 12 Kin­
dern, gestaffelt. Es wurde nur eine 
Aufwertung der Ansätze gegeben. 

Darf ich Sie bitten, diesem An­
trag die Zustimmung zu geben. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Der Antrag wird zur Diskussion 
gestellt. Keine Wortmeldung? Spricht 
sich jemand gegen diesen Antrag aus? 
Das ist nicht der Fall, er ist daher 
angenommen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Der nächste Antrag ist ein Antrag 
des Stadtsenates an den Gemeinderat: 

9) Präs-446/72 
Gewährung eines Darlehens an die 
Personalvertretung beim Magistrat 
Steyr. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Über Ansuchen wird der Perso­

nalvertretung beim Magistrat Steyr 
zum Zwecke der Aufstockung der Vor­
schußkasse ein Darlehen von 

S 100.000,--
(Schilling einhunderttausend) 

gewährt. 
Die Darlehensbedingungen sind 

durch die Magistratsdirektion festzu­
setzen, wobei auf die besondere Ei­
genart des Darlehens (langfristige 
Rückzahlungsmöglichkeit) Bedacht zu 
nehmen ist. 

Zum genannten Zweck wird der 
entsprechende Betrag bei VP 01-86 
oH als außerplanmäßige Ausgabe be­
willigt. Die Deckung hat durch Mehr­
einnahmen bei den allgemeinen Dek­
kungsmitteln zu erfolgen. 

Darf ich hinzufügen, es handelt 
sich dabei um sogenannte Gehaltsvor­
schußleistungen wie sie in Betrieben 
allgemein bestehen, nur hat beim Ma­
gistrat die Personalvertretung diese 
Aufgabe übernommen. Es ist seit vie­
len Jahrzehnten eingebürgert und sie 
ist nur eine Fortsetzung bestehender 
Übungen. 

Darf ich Sie bitten, diesem An­
trag die Zustimmung zu geben. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Sie hörten diesen Antrag, Wünscht 
dazu jemand zu sprechen? Darf ich hier 

- 142 -



ebenfalls, wenn keine Gegenstimme 
vorliegt, den Antrag als angenommen 
betrachten? Danke. Kollege Peterm.air 
bitte! 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEI­
STER-STELLVERTRETER LEOPOLD 
PETERMAIR: 
Werte Damen und Herren des Gemein­
derates! 

In Fortsetzung der Tagesordnung 
liegt. Ihnen ein Antrag des Finanz- und 
Rechtsausschusses vor. Er betrifft ei­
ne Ausnahmegenehmigung für Josef und 
Gertrude Wiesner in Steyr-Gleink zum 
Zubau auf der GP 356/7, KG. Gleink. 

10) Bau5-1386/71 
Erteilung einer Ausnahmegenehmi­
gung zur Errichtung eines Zubaues 
auf der Grundparzelle 356/7, KG. 
Gleink, an Josef und Gertrude 
Wiesner, Gleink. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Erteilung der Baugenehmi­

gung an Josef Wiesner zur Errichtung 
eines Einfamilienwohnhauses samt Ga­
rage als Zubau an ein schon bestehen­
des Wohnhaus auf der Grundparzelle 
356/7 Kat. Gern. Gleink wird nach 
Maßgabe der Planunterlagen vom 6. 
Juni 1972 gemäß Art. XI der Linzer 
Bauordnungsnovelle 1946 zugestimmt. 

Ich bitte Sie um Annahme. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Sie hörten diesenAntrag. Wünscht 
dazujemand zusprechen? Keine Wort­
meldung. Darf ich diesen Antrag als von 
Ihnen beschlossen betrachten? Keine 
Gegenstimme. Danke. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER LEOPOLD PETERMAIR: 

Der nächste Antrag wird vom 
Stadtsenat beantragt und betrifft Streng­
berg - Steyr - Bundesstraße; Auflas -
sung öffentlichen Gutes. 

11) Bau2-2400/72 
Strengberg- Steyr - Bundesstraße; 
Auflassung öffentlichen Gutes. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Gemäß § 45 des OÖ. Landesstra­

ßenverwaltungs ges etzes 1946 in seiner 
derzeit gültigen Fassung werden die 
Teilstücke der öffentlichen Parzellen 
281, 502, 503, 273 und 278/ 1 der KG 
Hinterberg, die durch den Ausbau der 
Strengberg - Steyr - Bundesstraße als 
öffentliche Verkehrswege überflüssig 
geworden sind, als solche aufgelassen 
und an die im Amtsbericht vom 30. 6. 
19 72 genannten Grundanrainer unent­
geltlich überlassen. 

Ich bitte Sie, auch diesem Antrag 
Ihre Zustimmung zu geben. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünscht dazu jemand das Wort 
zu ergreifen? Keine Wortmeldung. Sind 
Sie mit diesem Antrag einverstanden? 
Wenn keine Gegenstimme erhoben wird, 
gilt er als angenommen. Danke. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER LEOPOLD PETERMAIR: 

Der nächste Antrag kommt eben­
falls vomStadtsenat und betrifftEinbe­
ziehung der Liegenschaft Steyr, Stadt­
platz 35,indie Fassadenaktion 1971/72. 

12) Bau5-1350/71 
Einbeziehung der Liegenschaft 
Steyr, Stadtplatz 35, in die Fassa­
denaktion 1971/72. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Magistratsabteilungen III und IX vom 
20. 6. 1972 wird die Liegenschaft Steyr, 
Stadtplatz 35, (Eigentümer Friedrich 
und Melanie Köckinger) in die diesjäh­
rige Fassadenaktion mit einem Betrag 
von S 250. 000,- einbezogen. Zum ge­
nannten Zweck wird der Betrag von 

S 16. 100, -
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(Schillinb s echzehntaus endeinhundert) 

bei VP 354-50 oH freigegeben. 
Die Bürgermeisterverfügung vom 

6. 6. 1972, womit der Betrag von 

S 40.000,--
(Schilling vierzigtausend) 

bei derselben Haushaltsstelle freige­
geben worden ist, wird genehmigt und 
schließlich wird bei der in Rede ste­
henden Haushaltsstelle eine überplan­
mäßige Ausgabe in Höhe von 

S 193. 900, --
(Schilling einhundertdreiundneunzig-

tausendneunhundert) 

bewilligt. Die Deckung hat aus Zuschüs­
sen von Land und Bund und durch Mehr­
einnahmen bei den allgemeinen Dek­
kungsmitteln zu erfolgen. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wortmeldungen zu diesem An­
trag? Keine. Gegenstimmen? Es wur­
den keine erhoben. Der Antrag gilt 
daher als angenommen. 

Herr Kollege Besendorfer bitte! 

BERICHTERSTATTER STADTRAT · 
ALOIS BESENDORFER: 
Meine Damen und Herren des Gemein­
derates! 

Darf ich Ihnen 4 Anträge zur Be­
schlußfassung vorlegen. Erstens den 
Ankauf des Sportplatzes der II Frohen 
Jugend" in Steyr; Pachtung eines Er­
satzgrundes vom Bistum Linz. 

Ich möchte Ihnen hiebei nicht nur 
den Antrag zur Beschlußfassung vorle­
gen, sondern auch den Amtsbericht in 
Erinngerung bringen: 

Die Stadtgemeinde Steyr ist seit 
Jahren am Erwerb der sogenannten 
Frohen Jugend Gründe in Steyr insofer­
ne interessiert, als dieses Areal im 
Zusammenhang mit der Verbundlichung 

der städtischen Handelsakademie und 
Handelsschule zum Zwecke eines Schul­
neubaues bestens verwendet werden 
könnte. Langwierige Verhandlungen 
zwischen dem Verein "Frohe Jugend" 
in Steyr und dem Sportplatzbenützer 
Union Turn- und Sportverein Steyr so­
wie dem Bistum Linz brachten nunmehr 
folgendes Ergebnis: 
1. Die Stadtgemeinde Steyr kauft vom 
Verein II Frohe Jugend" in Steyr das 
Sportplatzareal um S 550, - je m2. Es 
handelt sich dabei um folgende Parzel­
len 
323/18 Wiese 649 m2 
323/19 Wiese 521 m2 
323/20 Wiese 416 m2 
323/21 Wiese 6. 806 m2 
7146 Baufläche 19 m2 
demnach um Grund im Ausmaß von 
8. 411 m2. 

Dazu kommt noch das Hanggrund­
stück279 / 1 Wald im Ausmaß von 1.221 
m2, welches um S 10, - je m2 erwor­
ben wird. 

Der binnen zwei Wochen nach 
Vertragsunterfertigung fällige Kauf­
preis beträgt daher zusammen 
S 4,638.260,-. 

Die Übergabe der Grundstücke 
erfolgt lastenfrei. Der Verkäufer hat 
die kaufgegenständliche Liegenschaft 
aber an den Verein Turn- und Sport -
union Steyr verpachtet, wobei die Frei­
machung des Kaufobjektes von diesem 
Benützungs recht Gegenstand eines zwi­
schen der Stadt und dem Union-Sport­
verein selbst gesondert zu treffenden 
Übereinkommens ist. 
2. Im Zuge dieses Übereinkommens 
pachtet die Stadtgemeinde vom Bistum 
Linz eine Grundfläche im Ausmaß von 
ca. 10.000 bis 12. 000 m2 im Anschluß 
an den Sportplatz des A TSV Stein zum 
wertgesicherten Pachtzins von 40 Gro­
schen pro Jahr und m2. Die Stadtge­
meinde verpflichtet sich, diese Pacht­
fläche als Sport- und Spielplatz zu ver­
wenden und sie ausschließlich durch 
die Turn- und Sportunion Steyr und die 
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Angeh 0: ·i.gen kirchlicher Gruppierun­
gen,insbesondere durch die katholische 
Jugend von Steyr ,unentgeltlich benützen 
zulassE:n . Das Bistum Linz soll weiters 
der Stadt an dieser Pachtfläche ein Vor­
verkaufsrecht einräumen, wobei jedoch 
im Falle der Ausübung desselben bei 
Berechn ung des Kaufpreises die durch 
die .:•ätigkeit der Stadt hervorgerufenen 
Investitionen und Verbesserungen nicht 
als werterhöhend in Anschlag gebracht 
·werden dürfen. 
3. Im Zusammenhang mit dieser Rege­
lung muß der Union-Sportverein sich 
verpflichten, die von der "Frohen Ju­
gend" gepachteten Grundflächen bis zu 
einer noch zu bestimmenden Frist zu 
räumen und der Stadtgemeinde ge­
räumt zu übergeben. 

An Sie ergeht daher der Antrag 
des Stadtsenates: 

13) ÖAG-2793/70 
Ankauf des Sportplatzes der "Fro­
hen Jugend" in Steyr; Pachtung ei­
nes Ersatzgrundes vom Bistum 
Linz. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
1. Dem Ankaufe der Grundstücke 

323/18, 323/19, 323/20 und 323/21 je 
Wiese und 17 46 Baufläche im Ausmaße 
von 8. 411 m2 zum Preise von S 550, -
je m2 sowie des Grundstückes 279/ 1 
Wald im Ausmaße von 1. 221 m2 zum 
Preise von S 10, - je m2 vom Verein 
11 Frohe Jugend" in Steyr wird zuge­
stimmt. 

Zum Zwecke der Bezahlung des 
Kaufpreises wird eine überplanmäßige 
Ausgabe von 

S 4,640.000,­
(Schillingvier Millionen sechshundert-

vierzigtausend) 

bei VP 92-911 aoH bewilligt. Die Dek­
kung erfolgt durch Aufnahme von Dar­
lehen. 

2. Weiters wird der Pachtung ei-
nes 10.000 bis 12.000 m2 großen Grund­
stückes im Anschluß an den Sportplatz 

des A TSV Stein vom Bi~tum Linz zu ei-
' nem wertgesicherten Pachtschilling von 

40 (vierzig) Groschen _pro Jahr und m2 
zugestimmt. Die Stadt verpflichtet sich, 
diese Pachtfläche nur als Sport- und 
Spielplatz zu verwenden und sie durch 
die Turn- und Sportunion Steyr, Ange­
hörige katholischer Gruppierungen, 
insbesondere durch die Katholische 
Jugend von Steyr, unentgeltlich benützen 
zu lassen. 

Infolge Dringlichkeit wird der 
Magistrat zum sofortigen Vollzug die­
ses Beschlusses ermächtigt. 

Um Annahme wird ersucht. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünscht dazu jemand eine Wort­
meldung? 

Herr Kollege Gherbetz bitte ! 

GEMEINDERAT KARL GHERBETZ: 
Keine Wortmeldung, sondern nur 

eine Anfrage, Der Verein "Frohe Ju­
gend" existiert nicht mehr? 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Ja, er existiert noch! 
Herr Gemeinderat Dr. Stellnberger 
bitte! 

GEMEINDERAT DR. ALOIS STELLN­
BERGER: 

Ich möchte dazu sagen, es hat 
geheißen, daß der Kaufpreis von S 550, -
dem Verkehrswert entspricht. Wenn ich 
ehrlich bin, wäre er in der dortigen 
Lage höher, dieser Wert galt vor ca. 
4 Jahren, Er müßte heute schon 20 -
30 % höher sein. Der Grund dafür daß • 
sie den Grund um S 550, - hergegeben 
haben war der, weil es doch verhält­
nismäßig schwierig ist, einen Käufer 
zu finden für einen so hohen Geldbe­
trag und weil die Anzahl der Quadrat­
meter ziemlich hoch ist und zweitens 
i~t es sehr. schwierig, einen Sportver­
ein, ?er sich einmal auf einem Platz 
etabliert hat, wieder los zu werden. 

- 145 -



Daher hat die Frohe Jugend insgeheim 
damit gerechnet. daß die Union. die 
Pächterin dieses Platzes ist. ander­
weitig einen Sportplatz zur Verfügung 
bekommen wird. Diese Subvention von 
S 700. 000, - - das ist angeklungen in 
~iner Wortmeldung - würde etwas hoch 
scheinen. Sie ist nicht als hoch zu be­
zeichnen, wenn man diese S 700. 000. -
nicht als Subvention sondern rein als 
zusätzlichen Kaufpreis werten würde. 
Es würde noch immer ein Verkaufs­
preis herauskommen, der unter dem 
Verkehrswert liegt und wie wir gehört 
haben, hatte die Stadtgemeinde nicht nur 
normales Interesse am Frohe-Jugend­
Platz, sondern sie hat ein ganz beson­
deres Interesse. weil dieser Grund 
ganz in der Nähe des Gymnasiumneu­
baues gelegen ist. Die Subvention ist 
daher nur so aufzufassen, daß die Union 
wieder in der Lage ist, ein Spielfeld 
herzustellen ohne irgendwelchem Zu­
behör in der Qualität wie es auf dem 
Frohe-Jugend-Platz vorhanden war. 
Der neue Sportplatz ist grundwasser­
mäßig und dergleichen sehr ungünstig. 
Die Herstellung eines Spielfeldes ist 
daher sowohl auf dem Unionplatz als 
auch auf dem ATSV-Platz sehr kost­
spielig. Der Verein Frohe Jugend exi­
stiert noch sehr wohl. Man kann auch 
ein Wort darüber verlieren, wer das 
ist. Er setzt sich aus Mitgliedern des 
Pfarrkirchenrates der Stadt- und Vor­
stadtpfarre zusammen. Zweck des 
Vereines ist die religiöse und sport­
liche Betreuung der katholischen Ju­
gend von Steyr. 

Danke. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Danke. Weitere Wortmeldungen? 
Nicht der Fall. Ich darf abstimmen 
lassen. Sind Sie mit dem Ankauf des 
Sportplatzes der "Frohen Jugend" in 
Steyr einverstanden? Ich bitte um ein 
Zeichen mit der Hand. Gegenstimmen? 
Keine. Der Antrag ist daher angenom-

men. 

STADTRAT ALOIS BESENDORFER: 
Ein weiterer Antrag des Stadtse­

nates an den Gemeinderat lautet: 

14) ÖAG-2185/71 
Ankauf der Liegenschaft Steyr 1 

Fischhubweg 38. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 

Dem Ankauf der Liegenschaft EZ 
93 des Grundbuches der Kat. Gern. Jä­
gerberg, Steyr. Fischhubweg 38. von 
der Erbengemeinschaft nach der ver­
storbenen Maria Klafterböck zum Preis 
von S 300.000, - wird zugestimmt. Der 
Kaufpreis wird als außerplanmäßige 
Ausgabe unter VP 92-911 aoH bewilligt, 
die Deckung erfolgt durch Aufnahme 
von Darlehen. 

Auch hier bitte ich um Annahme. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünschen Sie eine Diskussion? 
Es hat sich kein Diskussionsredner 
gemeldet. Darf ich zu diesem Antrag 
Illre Zustimmung annehmen? Keine 
Gegenstimme. Danke. 

STADTRAT ALOIS BESENDORFER: 
Ein weiterer Antrag an den Ge­

meinderat betrifft den Ankauf der Lie­
genschaft Steyr. Fuchsluckengasse 7. 
Er lautet: 

15) ÖAG-3022/ 72 
Ankauf der Liegenschaft, Steyr, 
Fuchsluckengasse 7. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Dem Ankauf der Liegenschaft 

Steyr. Fuchsluckengasse 7 • EZ 1476. 
Kat. Gern. Steyr von Maria Baier und 
Maria Dunker zum Preis von S 200.000 
wird nach Maßgabe des Amtsberichtes 
vom 8, 9. 1972 zugestimmt. Zur Be­
zahlung des Kaufpreises einschließlich 
Kosten wird eine überplanmäßige Aus­
gabe von S 220. 000, - bei VP 92-911 
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aoH bew~lligt. Die Deckung erfolgt 
durch Aufnahme von Darlehen. 

BÜRGERIVIEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Sie hörten auch diesen Antrag? 
Wird dazu das Wort gewünscht? Ge­
genstimmen wurden keine vorgebracht, 
dahe.,.. angenommen. 

STADTRAT ALOIS BESENDORFER: 
Der vierte Antrag, den der Stadt­

senat an den Gemeinderat zur Beschluß­
fassung vorlegt, betrifft denAnkauf des 
Grundstückes 1219/ 6, KG. Föhrenscha­
cherl, von Heinrich und Angela Hertlen, 
Innsbruck. 

16) ÖAG-4756/72 
Ankauf des Grundstückes 1219/ 61 

KG. F'fürenschacherl1 von Heinrich 
und Angela Hertlen1 Innsbruck. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Derr Ankauf der Liegenschaft EZ 

180 Kat. Gern. Föhrenschacherl, be­
stehend aus dem Grundstück 1219/6 
Acker im Ausmaß von 1987 m2 und dem 
Preis von S 1 70 ,-/ m2 von den Ehegat­
ten Heinrich und Angela Hertlen Inns­
bruck, Innstraße 63, wird zugestimmt. 
Zur Bezahlung des Kaufpreises ein­
schließlich Nebengebühren wird eine 
überplanmäßigeAusgabe von S 370.000 
bei VP 92-911 aoH bewilligt. Die Dek­
kung erfolgt durch Aufnahme von Dar­
lehen. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Sie hörten auch diesen Antrag 
Wünscht dazu jemand das Wort? Das 
ist nicht der Fall. Wenn keine Gegen­
stimme erhoben wird, gilt er als ange­
nommen. Danke. 

Herr Kollege Baumann bitte! 

BERICHTERSTATTER 
ALFRED BAUMANN: 

STADTRAT 

Sehr geehrte Damen und Herren des 
Gemeinderates ! 

Ich verlese Ihnen einige Anträge 
und bitte Sie um Ihre Annahme. 
Säuglingswäschepakete für das Jahr 
1973 - Antrag des Fürsorgeausschus­
ses: 

17) F-4135/72 
Ankauf von Säuglingswäschepake-
ten. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
1. Zum Ankauf von 500 Stück 

Säuglingswäschepaketen beim Kaufhaus 
11 Forum", Steyr, Bahnhofstraße 15 a, 
auf Grund des Offertes vom 8. 9. 1972 
zum Einzelnettopreis von S 319, - wird 
der Betrag von 

S 160. 000, --
(Schilling einhundertsechzigta us end} 

als überplanmäßige Ausgabe bei VP 
449-52 oH/1972 bewilligt . 

2. Der Lieferfirma ist die Auf­
lage zu machen, die Lieferung und Ab­
rechnung noch im Jahre 1972 abzu­
wickeln. 

Ich bitte um Annahme. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Sie hörten diesen Antrag. Wün­
schen Sie dazu zu sprechen? 

Herr Kollege Treml bitte ! 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Herr Bürgermeister, meine Damen 
und Herren des Gemeinderates ! 

Ich möchte nur einige Bemerkun­
gen zu diesem Antrag machen, weil es 
sich hier besonders zeigt, wie eng die 
Wirtschaftspolitik einer Gemeinde mit 
der Bundespolitik im Zusammenhang 
steht Stadtrat Baumann hat in seinem 
Schlußsatz besonders erwähnt daß die-, 
se Firma eine bestimmte Auflage be­
k~mmt, wenn dieses Geschäft getätigt 
wird. Selbstverständlich sind wir Kom­
munisten für die Fortführung dieser 
Säuglingswäschepaketaktion nur weil • 
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es meine,· Meinung nach eine soziale 
Tat ist und ich habe auch im Fürsorge­
ausschuß dazu Stellung genommen. Es 
ist zu begrüßen, daß bereits heute die­
s er Antrag gestellt wird zum Ankauf 
dieser Säuglingswäschepakete. Nur 
_;timmt es uns bedenklich, wenn gegen­
Liber vorherigen Gepflogenheiten dies­
:-nal s ;::hon etwas früher dieser Antrag 
gesteJlt wird Es zeigt meiner Mei­
nung nach, daß besonders Wert darauf 
ge: ;gt wird, daß diese Säuglingswä­
schepakete noch vor Jahresende ange­
kauft und bezahlt werden, damit die 
Bezahlung noch vor dem voraussicht­
lichen Inkrafttreten der Mehrwert­
steuer erfolgt . Wir wissen, daß auf 
Grund der Mehrwertsteuer diese Säug­
Ungswäschepakete, laut Offert, das ich 
gelesen habe, um 16 % der Gemeinde 
-:0urer zu stehen kämen. Wir sind da­
Ur und es zeigt sich auch, daß die SP­
Mehrheit nicht gewillt ist, für diese 
soziale Leistung für unsere Bürger 
noch bestraft zu werden vom Genossen 
Androsch durch eine Auferlegung die­
ser Mehrwertsteuer. 

Meine Damen und Herren, man 
kann sich das nur für das Jahr 1973 er­
sparen. Für das Jahr 1974 wird auch 
die Steyrer Gemeinde zur Mehrwert­
steuerkasse gebeten. Wir Kommuni­
sten begrüßen, daß dieser Ankauf der 
Säuglingspakete noch vor Jahresablauf 
erfolgt, weil dadurch die Gemeinde 
nicht so hohe Mittel ausgeben muß. 

~:'· ~·iRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Herr Kollege Baumann bitte! 

ST-'\DTRAT ALFRED BAUMANN: 
Ich möchte darauf nur kurz ant­

worten. Wenn Kollege Treml sagt, 
daß das heuer angekauft wird, so bitte 
ich Sie, im Protokoll nachzusehen, je­
des Jahr wurden diese Säuglingswä­
schepakete im vorhergehenden Jahr 
angekauft. Nur mit der Einlagerung 
machen wir es so, daß es derzeit die 

Firma Forum übernimmt, da wir jetzt 
keinen Platz haben. 

Ich muß eines sagen, weil diese 
Pakete zum Wohlfahrtswesen dazuge­
rechnet werden, kann die Mehrwert­
steuer rückverrechnet werden. Nur um 
das zu erleichtern, haben wir das heu­
er schon gemacht Aber das kann rück­
verrechnet werden und es entsteht an 
und für sich keine Schwierigkeit . 

Ich bitte Herrn Bürgermeister. 
darüber abstimmen zu lassen. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünscht jemand eine Wortmel­
dung? Keine. Darf ich darüber abstim­
men. Sind Sie der Meinung, daß wir 
die Säuglingswäschepakete im Sinne des 
Antrages ankaufen, so bitte ich um ein 
Zeichen mit der Hand. Danke. Gegen­
probe? Danke . Einstimmige Annahme. 

STADTRAT ALFRED BAUMANN: 
Der zweite Antrag betrifft Ergän­

zung des StS.-Beschlusses, betreffend 
die Errichtung eines Kindergartens im 
städtischen Objekt Gleinker Hauptstra­
ße 12. 

18) GHJ2-1615/72 
Ergänzung des StS - Beschlusses, 
betreffend die Errichtung eines Kin­
dergartens im städtischen Objekt 
Gleinker Hauptstraße 12. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

MA VI vom 25. 7. 1972 wird in Ergän­
zung des Stadtsenatsbeschlusses vom 
30. 5. 1972 für die Fortführung der 
Umbauarbeiten zur Errichtung ei­
nes Kindergartens in Gleink eine au­
ßerplanmäßige Ausgabe von 

S 140.000,--
(Schilling einhundertvierzigta us end) 

bei VP 280-93 aoH bewilligt . Die Dek­
kung hat durch Aufnahme von Darlehen 
zu erfolgen. 
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Folgende Aufträge werden vergeben: 
1. Fortsetzung der Baumeisterarbeiten 
(Vergabebeschluß vom 30. 5. 1972) 
durch die Firma Drössler nach Maß­
gabe des Anbotes dieser Firma vom 2. 
5. 1972 im Werte von S 50. 000,-
2. Sanitäre Installationen an Firma 
Schützner (Anbot vom 29. 6. 1972) 
Teilleistung im Werte von S 30. 000, -
3. Elektroinstallation an Firma Lampl­
mayr (Anbot vom 26. 6. 1972) Teil­
leistung im Werte von S 25. 000,-
4. Tischlerarbeiten an Firma Johann 
Ecker' s Wtw (Anbot vom 15. 7 ;- ,1972) 
Teilleistung im Werte von S 25.000,-
5. Anstreicherarbeiten an Firma Sey­
waltner' s Wtw (Anbot vom 12. 7. 1972) 
Teilleistung im Werte von S 10 . 000, -. 

Ich würde Sie bitten, auch diesem 
Antrag Illre Zustimmung zu geben. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünschen Sie zu diesem Antrag 
das Wort zu ergreifen? Das ist nicht der 
Fall. Gegenstimmen? Keine, daher an­
genommen. 

STADTRAT ALFRED BAUMANN: 
Der nächste Antrag betrifft die 

Fassadenrenovierung der Knaben- und 
Mädchenvolksschule Wehrgraben. 

Der Antrag des Stadtsenates lau­
tet: 

19) GHJ2-3236/72 
Fassadenrenovierung der Knaben­
und Mädchenvolksschule Wehrgra­
ben. 

Der ~meinderat wolle beschließen: 
Zur Renovierung der straßensei­

tigen sowie der ost- und westseitigen 
Fassade der Knaben- und Mädchen­
volksschule Wehrgraben wird der Be­
trag von 

S 160. 000, -
(Schilling einhundertsechzigta us end) 

bei VP 21-94 aoH freigegeben und 
gleichzeitig eine überplanmäßige Aus­
gabe von 

S 80 000, -
(Schilling achtzigtausend) 

bei derselben Haushaltsstelle bewilligt. 
Die Deckung hat durch Aufnahme von 
Darlehen zu erfolgen. 

Die Aufträge werden wie folgt 
vergeben: 
1 . Maurerarbeiten: 

Firma Drössler ,Steyr, zum Anbots-
preis von S 116 372,-

2. Maler- und Anstreicherarbeiten: 
Firma Kuffner OHG Steyr zum An-

botspreis von S 98. 185, -

Ich bitte auch hier um Illre Annah­
me . 

BÜRGERMEISTER . JOSEF FELLIN­
GER: 

Wortmeldungen? Gegenstimmen? 
Keine. Der Antrag ist von Thnen be­
schlossen. 

STADTRAT ALFRED BAUMANN: 
Der letzte Antrag betrifft die 

Schaffung von neuen Schulklassen und 
eines Lehrmittelzimmers in der Schu­
le Punzerstraße . 

Der Antrag des Stadtsenates lau­
tet: 

20) GHJ2-4087 /72 
Schaffung von neuen Schulklassen 
und eines Lehrmittelzimmers in 
der Schule Punzerstraße. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

MA VI vom 23 8 1972 wird für die 
Schaffung von drei Schulklassen und 
eines Lehrmittelzimmers in der Schu­
le Punzerstraße 73/75 eine außerplan­
mäßige Ausgabe in Höhe von 

S 208. 700, --
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(Schilling zweihundertachttaus ends ie­
benhundert) 

bei VP 21-9 5 aoH nachträglich bewil­
ligt. 

Die Deckung dieser außerplan­
mäßigen Ausgabe hat durch Aufnahme 
von Darlehen zu erfolgen. 
Die Aufträge sind wie folgt zu verge­
ben: 
1. Baumeisterarbeiten: Firma Dröss-

ler S 36. 100, -
2. Installationsarbeiten: Firma En­

gertsberger und Mach S 19. 800, -
3. Fenstergitter: Firma Feurhuber u. 

Co. S 3.400,-
4. Elektroinstallation: Firma Lampl-

mayr S 3. 000,-
5. Kunststoff- Fliesen: GWG der Stadt 

Steyr S 1. 800, -
6. Ausbesserungsarbeiten mit beige­

stellten Kunststoff-Fliesen: Firma 
Treber S 2.900,-

7. Färbelungsarbeiten: Firma Sey-
waltner' s Wwe S 14. 400, -

8. 7 Klassenschränke: Fa. Haberleit-
ner S 16.400,-

9. Schülertische und Sessel: Firma 
Wiesner-Hager S 62. 600, -

10. Schultafeln: Firma Ing. W . Furt-
ner S 19.200,-

11. Sonnen- und Verdunklungs rollo: 
Firma Kurfner, Tapezierer 

Sl0.300,-

Wegen Dringlichkeit wird der 
Magistrat gemäß § 44 Abs. 5 StS. zum 
sofortigen Vollzug dieses Beschlusses 
ermächtigt. 

Ich würde Sie bitten, auch diesen 
Antrag zur Kenntnis zu nehmen. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wortmeldungen? Das ist nicht der 
Fall. Gegenstimmen? Keine. Der An­
trag ist daher angenommen. 

Herr Kollege Fürst bitte! 
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BERICHTERSTATTER 
RUDOLF FÜRST: 

STADTRAT 

Geschätzte Damen und Herren des Ge­
meinderates ! 

Ich darf Ihnen 4 Anträge des 
Stadtsenates vortragen. Der erste be­
faßt sich mit dem Garagenbau in der 
Redtenbachergasse. Hier sollen zur 
Endabwicklung Mittel freigegeben wer­
den. 

Der Antrag des Stadtsenates lau-
tet: 

21) Bau5-5992/70 
Ergänzung des GR-Beschlusses ,be­
treffend die Errichtung eines Gara­
genobjektes in der Redtenbacher­
gasse. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Mit GR-Beschluß vom 17.2.1972 

in Verbindung mit dem Stadtsenatsbe­
schluß vom 27. 4. 1972 wurde die Er­
richtung eines Garagenobjektes in der 
Redtenbachergasse mit einem Kosten­
aufwand von S 530. 200, - bewilligt. 

Auf Grund des Amtsberichtes der 
MA III vom 23. 8. 1972 wird zur End­
abwicklung des Vorhabens für das lau­
fende Rechnungsjahr eine überplanmä­
ßige Ausgabe von 

S 181. 700, -
(Schilling einhunderteinundachtzigtau-

sendsiebenhundert) 

bei VP 92-913 aoH bewilligt. Die Dek­
kung hat durch Aufnahme von Darlehen 
zu erfolgen. 

Ich bitte um die Annahme. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Sie hörten diesen Antrag. Wird 
dazu das Wort gewünscht? Keine Wort­
meldung. Gegenstimmen? Es wurden 
keine vorgebracht, daher ebenfalls an­
genommen. 



STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Der zweite Antrag befaßt sich mit ei­
nem Grundverkauf an die Firma Hit­
tinger. Der Antrag des Stadtsenates 
lautet: 

22) ÖAG-1795/70 
Grundverkauf aus der städtischen 
Grundparzelle 93/2 1 KG. Hinter­
berg, an die Firma Günter Hittin-

ger I Steyr. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 

Dem Verkauf der Restfläche der 
städtischen Grundparzelle 93/2, KG. 
Hinterberg, im Gesamtausmaß von et­
wa 1700 m2 zum Preis von S 200, -/ 
m2 an die Firma Günter Hittinger, wird 
zugestimmt. Der Erwerber hat der 
Stadtgemeinde ein Vor- und Wieder­
kaufsrecht auf unbestimmte Zeit da­
hingehend einzuräumen, daß er sich 
verpflichtet, das Kaufobjekt nur für 
eigene Betriebszwecke zu verwenden 
und innerhalb von 3 Jahren mit Be­
triebsanlagen fürs einen Kraftfahrzeug­
betrieb zu bebauen. Die Kosten des 
Grundkaufes sind von dem Erwerber 
zu tragen. 

Ich bitte um die Annahme. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Sie hörten auch diesen Antrag. 
Wird dazu das Wort gewünscht? Ge­
genstimmen? Es wurden keine vorge­
bracht, daher angenommen. 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Der dritte Antrag befaßt sich mit 

der Bezahlung einer Grunderwerbs­
steuer anläßlich eines Grundtausches 
mit der Firma GFM. 

Der Antrag des Stadtsenates lau­
tet: 

23) ÖAG-5088/71 
Tauschvertrag zwischen der Stadt­
gemeinde Steyr und der Firma 
GFM; nachträgliche Entrichtung 
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der Grunderwerbssteuer. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 

Zur nachträglichen Entrichtung 
der Grunderwerbssteuer für das laut 
Tauschvertrag vom 9. bzw. 16. 5. 
1972 erworbene Grundstück 1700 Acker 
wird eine überplanmäßige Ausgabe von 
S 325. 800, - bei VP 92-911 aoH be­
willigt. Die Deckung erfolgt durch 
Aufnahme von Darlehen. 

Ich bitte um Annahme. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Sie hörten auch diesen Antrag. 
Wird dazu das Wort gewünscht? Keine 
Wortmeldung. Wenn keine Gegenstim­
me erhoben wird, ist der Ant.rag ange­
nommen. Danke. 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Der letzte Antrag befaßt sich mit 

der Verbreiterung der Hausleitner­
straße bzw. Mittelfreigabe für die 
Grundinanspruchnahme. 

24) Bau3-5740/68 
Verbreiterung der Hausleitnerstra­
ße; Grundinanspruchnahmen. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Für die Einlösung der durch den 

Ausbau der Hausleitnerstraße in An­
spruch genommenen Grundstücke nach 
Maßgabe des Amtsberichtes der Ma­
gistratsdirektion vom 1 7. 7. 1972 wird 
eine überplanmäßige Ausgabe von 

S 196.000,-
(Schilling einhunderts echs undneunzig-

ta us end) 

bei VP 92-911 aoH bewilligt. Die Dek­
kung erfolgt durch Aufnahme von Dar­
lehen. 

Auch hier bitte ich um Annahme. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wird zu diesem Antrag das Wort 



gewünscht? Keine Wortmeldung. Ge­
genstimmen? Keine, daher angenom­
men. 

Herr Kollege Kinzelhofer bitte! 

BERICHTERSTATTER STADTRAT 
KONRAD KINZELHOFER: 
Sehr geehrte Damen und Herren des 
Gemeinderates! 

Als ersten Antrag des Stadtse­
nates habe ich Ihnen die Jahresbilanz 
1971 der Städtischen Unternehmungen 
zur Beschlußfassung vorzulegen. 

Im Geschäftsjahr 1971 erzielten 
die Unternehmungen einen Gesamter­
trag von S 22, 5 Mill., was eine Um­
satzsteigerung gegenüber 1970 von S 
1, 6 Mill. bedeutet. Die Erhöhung des 
Umsatzes liegt selbstverständlich in 
der Neuinstallierung des Hallenbades, 
die wetterbedingten Mehrbesucher des 
Freibades und vor allem im erhöhten 
Wasserverkauf und beim Verkehrsbe­
trieb in der Schülerfrequenz, die sich 
durch die Freifahrt der Schüler ergibt. 

Die Bilanzsumme im Vergleich 
zum Jahre 1970, wo S 99, 9 Mill. auf­
schienen, beträgt 1971 S 102, 1 Mill., 
was auch eine Steigerung von S 2, 1 
Mill. darstellt, was hauptsächlich auf 
die anhaltende Investitionstätigkeit zu­
rückzuführen ist. Die Jahresbilanz 
schließt mit dem Verlust von S 
1,574.084, 80 ab. Die Bilanz wurde 
vom Kontrollamt geprüft, der Bericht 
liegt dem Antrag bei und ich ersuche 
den Gemeinderat, die Bilanz 1971 der 
Unternehmungen zu bestätigen und zu 
beschließen. 

25) ÖAG-2430/72 
Städt. Unternehmungen. 
Genehmigung der Jahresbilanz 19 71 
der Städtischen Unternehmungen. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Die beiliegende Jahresbilanz der 

Städtischen Unternehmungen 1971 wird 
genehmigt. 

(BEILAGE B) 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünscht zu diesem Antrag je­
mand das Wort? 

Herr Kollege Dr. Gärber bitte! 

GEMEINDERAT DR. HERMANN GÄR­
BER: 

Ich möchte nur eine Anfrage stel­
len, und zwar handelt es sich um fol­
gendes. Man hört in der letzten Zeit 
viel über die Umstellung der Gasver­
sorgung auf Erdgas, wann findet das 
statt? Es ist dies sehr wichtig. Ich 
selbst habe mit dieser Art von Heizung 
schon gute Erfahrungen gemacht und 
ich glaube, daß heute eine Gasheizung 
das billigste auch bei der Zentralhei­
zung ist. 

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Darf ich gleich dazu sagen, daß 

am 7. November der gesamte Gemein­
derat informiert wird durch Dr. Hu­
ber, der als Konsulent gilt, über das 
Problem Erdgas. Dort können selbst­
verständlich auch Anfragen gestellt 
werden . Nach Möglichkeit, wenn der 
Beschluß durchgeführt wird, soll im 
Jahre 1973 der Anschluß erfolgen. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Ich bitte den gesamten Gemein­
derat, sich jetzt schon diesen Termin 
vorzumerken, 7. November 1972, 
13. 30 Uhr. 

Weitere Wortmeldungen? 

GEMEINDERAT DR. HERMANN GÄR­
BER: 

Ich glaube, daß diese Sache schon 
wichtig ist, auch in punkto Preis sehr 
interessant ist. 

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Die Vorarbeiten sind soweit ge­

troffen, daß am 7. November Informa­
tion gegeben werden kann. 
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BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Gibt es noch weitere Wortmel­
dungen? Wenn Sie diese Jahresbilanz 
zur Kenntnis nehmen, bitte ich um ein 
Zeichen mit der Hand. Danke. Ge­
genstimmen? Es wurden keine erhoben, 
daher Einstimmigkeit. 

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Herr Bürgermeister, darf ich zu die­
sem Tagesordnungspunkt noch eine 
Mitteilung machen? 

Wir haben durch die Presse ver­
lautbaren lassen, daß am 24. Oktober 
das Hallenbad wieder eröffnet wird. 
Sie wissen, daß durch die Beschädigung 
des Hubbodens die Firma Waagner Biro 
die Reparatur übernommen hat und die­
se so lange gedauert hat. Jetzt stellt 
sich heraus, daß die Firma verlangt, 
daß der Anstrich des Bodens 5 Tage 
abtrocknen muß und dadurch kann die 
Eröffnung nicht am 24. erfolgen. Am 
Samstag, dem 28., wird nun die Er -
öffnung durchgeführt. 

Ich bitte, das zur Kenntnis zu neh­
men, es wird auch noch in der Presse 
veröffentlicht. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Danke. 

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Der nächste Antrag des Stadtse­

nates betrifft die Genehmigung der end­
gültigen Baukosten der Kunsteisbahn. 

26) Sport-4583/67 
Genehmigung der endgültigen Bau­
kosten der Kunsteisbahn. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund der Amtsberichte der 

~agistratsdirektion vom 10. 8. 1972 
und der Magistratsabteilung III vom 9. 
8. 1972 sowie des Überprüfungsbe­
richtes des Kontrollamtes vom 9. 8. 
1972 werden die endgültigen Baukosten 
für die Kunsteisbahn im Betra~ von 

S 5,541.569,79 
(Schilling fünf Millionen fünfhundert­
einundvierzigta us endfünfhundertneun -

undsechzig 79/ 100) 

genehmigt. 
Für dieses Bauwerk wurde eine 

Subvention von je einer Million Schil­
ling vom Land Oberösterreich und vom 
Bundesministerium für Unterricht ge­
leistet, sodaß der von der Stadtge­
meinde Steyr schließlich zu tragende 
Betrag für die Errichtung der Kunst­
eisbahn S 3,541. 569, 79 beträgt. 

Ich ersuche um die Genehmigung 
dieser Kosten. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wird zu diesem Antrag das Wort 
gewünscht? Das ist nicht der Fall. Ge­
genstimmen? Keine, daher angenom­
men. 

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Eine nachträgliche Genehmigung 

einer Bürgermeisterverfügung betrifft 
Akontozahlung auf den Verlustersatz 
1971 und die Wasserbezugsgebühren 
1972, III. Quartal. 

27) ÖAG-2636/72 
ÖAG-3987 /72 
Städt. Unternehmungen 
Akontozahlung auf den Verluster­
satz 1971 und die Wasserbezugs­
gebühren 1972, III. Quartal. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Die Bürgermeisterverfügungen 

vom 25. 5. 1972, ÖAG-2636/ 72 und 
vom 9. 8. 1972, ÖAG-3987/72, Städt. 
Unternehmungen, womit wegen Dring­
lichkeit nachstehendes angeordnet wur­
de, werden hiermit nachträglich ge­
nehmigt: 

"An die städtischen Unternehmun­
gen ist eine Akontoüberweisung in Hö­
he von 
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S 1,550.000,-
(Schilling eine Million fünfhundertfünf­

zigtaus end) 

zu tätigen. Diese Beträge sind mit den 
vom Gemeinderat noch zu bewilligen­
den Verlustersätzen 1971 und der Was­
serbezugsgebührenabrechnung des III. 
Quartales 1972 zu verrechnen. 

Zum Zwecke der Auszahlung wer­
den aus der VP 81-50 oH S 600. 000,­
freigegeben und bei der gleichen VP ei­
ne überplanmäßige Ausgabe von 
S 150. 000, - bewilligt. Die Auszahlung 
von S 800. 000, - hat aus der VP V 82 
zu erfolgen. 

Ich ersuche um die nachträgliche 
Genehmigung. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Sind Sie auch mit diesem Antrag 
einverstanden? Keine Wortmeldung? Ge­
genstimmen? Keine, daher Einstimmig­
keit. 

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Der Antrag _auf Verlustersatz 1971 

für das Stadtbad und die Kunsteisbahn 
lautet: 

28) ÖAG-2636/ 72 
Städt. Unternehmungen 
Stadtbad und Kunsteisbahn; Verlust­
ersatz. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Städtischen Unternehmungen vom 23. 5. 
1972 wird der aus der Jahresbilanz der 
Städtischen Unternehmungen für 1971 
für die Betriebszweige Stadtbad 
S 549. 863, 76 und Kunsteisbahn 
S 406.581, 37 resultierende Verlust im 
Gesamtausmaß von 

S 956. 445, 13 
(Schilling neunhunderts echs undfünfzig­
taus endvierhundertfünfundvierzig 13 / 

100) 
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von der Gemeinde übernommen. 
Zum genannten Zweck wird der 

Betrag von S 600. 000,. bei VP 81-50 
oH freigegeben und eine überplanmäßi­
ge Ausgabe von S 356. 500, - bei der­
selben VP bewilligt. 

Die Deckung für die überplanmä­
ßige Ausgabe erfolgt durch Mehrein­
nahmen bei den allgemeinen Deckungs­
mitteln. 

Ich ersuche um Ihre Zustim­
mung. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wünscht jemand dazu das Wort? 
Keine Wortmeldung. Stimmen Sie die­
sem Antrag zu? Gegenstimmen? An­
genommen. 

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Der letzte Antrag betrifft die Re­

fundierung der Rechnungsbeträge für 
Wasseruntersuchungen und Aufforstung 
im Brunnenschutzgebiet an die Städti­
schen Unternehmungen. 

29) ÖAG-4101/ 72 
Städt. Unternehmungen 
Refundierung der Rechnungsbeträ­
ge für Wasseruntersuchungen und 
Aufforstung im Brunnenschutzge­
biet an die Städtischen Unterneh­
mungen. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes 

der Magistratsdirektion vom 20. 9. 
1972, ÖAG-4101/72, wird der Rück­
zahlung des Rechnungsbetrages von 
S 58. 889, 60 für Wasseruntersuchun­
gen und Aufforstung im Brunnenschutz­
gebiet an die Städtischen Unternehmun­
gen zugestimmt. 

Zu diesem Zwecke wird eine au­
ßerplanmäßige Ausgabe bei der VP 
81-91 oH bewilligt. 

Die Deckung hat durch Entnahme 
aus den Rücklagen für die Reinhaltung 
des Grund- und Quellwassers zu er-



folgen. 

Auch hier ersuche ich um Illre 
Genehmigung. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Sie hörten auch diesen Antrag. 
Wird dazu das Wort gewünscht? Keine 
Wortmeldung. Gegenstimmen? Eben­
falls keine vorgebracht, daher ange­
nommen. 

Herr Kollege Wallner bitte! 

BERICHTERSTATTER 
MANFRED WALLNER: 

STADTRAT 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
sehr geehrte Damen und Herren des 
Gemeinderates! 

Ich darf Ihnen 5 Anträge des Stadt­
senates zur Beschlußfassung vorlegen. 
Der erste Antrag betrifft die Freigabe 
weiterer Mittel für den Bau der 
Schönauerbrücke. Der Antrag hat fol­
genden Wortlaut: 

30) Bau4-4720/72 
Freigabe weiterer Mittel für den 
Bau der Schönauerbrücke. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

MA III vom 27. 6. 1972 wird für die 
Weiterführung des Bauvorhabens 
SchönauerbrückefürdaslaufendeRech­
nungsjahr eine überplanmäßige Ausgabe 
von 

S 10,000.000,-­
(Schilling zehn Millionen) 

bei VP 664- 911 aoH bewilligt. 
Die Deckung hat durch Aufnahme 

von Darlehen zu erfolgen. 

Ich darf um Annahme bitten. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Sie hörten diesen Antrag. Wünscht 
dazu jemand das Wort? Keine Wort­
meldung. Gegenstimmen? Keine, daher 
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angenommen. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Der zweite Antrag betrifft die Re­

gulierung des Lohns iedelbaches; Vor­
schuß auf den Interessentenbeitrag der 
Stadtgemeinde Steyr und hat folgenden 
Wortlaut: 

31) Bau6-2513/ 56 
Wa- 6342/71 
Regulierung des Lohnsiedelbaches; 
Vorschuß auf den Interessentenbei­
trag der Stadtgemeinde Steyr. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abteilung III vom 4. 9. 1972 wird 
für die Regulierung des Lohnsiedelba­
ches für das Jahr 1972 e in Vorschuß auf 
den Interessentenbeitrag der Stadtge­
meinde Steyr in Höhe von S 1,000.000, -
genehmigt. 

Zu diesem Zweck werden 

S 300.000,-­
(Schilling dreihunderttausend) 

bei VP 671- 91 aoH freigegeben und ein 
weiterer Betrag von 

S 700.000,--
(Schilling s iebenhundertta us end) 

bei derselben Voranschlagspost als 
überplanmäßige Ausgabe bewilligt. 

Die Deckung hat durch Aufnahme 
von Darlehen zu erfolgen. 

Gemäß § 46 Abs. 7 StS wird der 
Magistrat wegen Dringlichkeit zum so­
fortigen Vollzug dieses Beschlusses er­
mächtigt. 

Ich darf um Annahme dieses zwei­
ten Antrages bitten. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wird dazu das Wort gewünscht? 
Es ist das nicht der Fall. Ich möchte 
nur kurz berichten, wir wurden vom 



Landeshauptmann benachrichtigt, daß 
auch seitens des Landes für das Jahr 
1972/ 73 Mittel bereitgestellt wurden. 

Gegenstimmen gegen diesen An­
trag wurden nicht vorgebracht. Er gilt 
daher als angenommen. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Der nächste Antrag betrifft Er­

gänzung des GR-Beschlusses, betref­
fend den Kostenbeitrag der Stadtge­
meinde zum Ausbau der Voralpenbun­
desstraße, Baulos Griemühle (Brücken­
bauwerke) und hat folgenden Wortlaut: 

32) Bau3-4239/ 67 
Ergänzung des GR-Beschlusses 1 be­
treffend den Kostenbeitrag der 
Stadtgemeinde zum Ausbau der Vor­
alpenbundesstraße1 Baulos Grie­
mühle (Brückenbauwerke). 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Im Grunde des Gemeinderatsbe­

schlusses vom 14. 9. 1971 wird zum 
Zwecke der Leistung eines Kostenbei­
trages an die Landesregierung eine 
überplanmäßige Ausgabe in Höhe von 

S 104. 700, --
(Schilling einhundertvierta us ends ie­

benhundert) 

bei VP 664-925 aoH bewilligt. 
Die Deckung hat durch Aufnahme 

von Darlehen zu erfolgen. 

Ich darf um Annahme dies es An­
trages bitten. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Sie hörten den Antrag. Wird dazu 
von Ihnen das Wort gewünscht? Gegen -
stimmen? Das ist nicht der Fall, auch 
angenommen. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Der vierte Antrag betrifft den 

Ausbau der Schillerstraße und eines 
Teiles der Arbeiterstraße, 2. Bauab-

schnitt, und hat folgenden Wortlaut: 

33) Bau3-4159/68 
Ausbau der Schillerstraße und ei­
nes Teiles der Arbeiterstraße, 2. 
Bauabschnitt. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Für das Bauvorhaben "Ausbau 

Schillerstraße und eines Teiles der Ar­
beiterstraße, 2. Bauabschnitt" wird ei­
ne überplanmäßige Ausgabe von 

S 2,550.000,-
(Schilling zwei Millionen fünfhundert-

fünfzigtausend) 

bei VP 6 64- 919 aoH bewilligt. Die Dek­
kung hat durch Aufnahme von Darlehen 
zu erfolgen. 

Der entsprechende Auftrag wird 
der Firma Hamberger Steyr, zum An -
botspreis von S 1,784.135, - übertragen. 

Entsprechend dem Amtsbericht 
derMAIIIvom 26.7.1972 sind die er­
forderlichen Ablösebeträge zur Aus zah-
1 ung zu bringen. 

Der Auftrag erfolgte deswegen an 
den Zweitbieter Hamberger ,infolge An­
wendung der 5 %igen Ortsschutzklausel. 

Ich darf um Annahme dies es An­
trages bitten. 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELLIN­
GER: 

Wird zu diesem Antrag von Ihnen 
das Wort gewünscht? 

Herr Kollege Gherbetz bitte! 

GEMEINDERAT KARL GHERBETZ: 
Nur eine Anfrage. Wie lange ist 

die Bauzeit und wann kann man mit der 
Fertigstellung rechnen? 

BÜRGERMEISTER JOSEF FELL!N­
GER: 

Da bin ich momentan überfragt, 
aber Berichten der Bauabteilung ist zu 
entnehmen, daß der Baufortschritt plan­
mäßig vor sich geht. Es wird planmä­
ßig daran gearbeitet und es hat auch 
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den Anschein, daß die Fertigstellung 
bald sein wird. 

Wird der Antrag angenommen? 
Gegenstimmen? Keine, daher angenom­
men. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Der letzte Antrag betrifft die 

Durchführung der Instandsetzungsar­
beiten an der Taborstiege und hat fol­
genden Wortlaut: 

34) Bau3-4040/72 
Instandsetzung der Taborstiege. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Zum Zwecke der Instandsetzung 

der Taborstiege wird eine überplan­
mäßige Ausgabe von 

S 186. 500, -
(Schilling einhunderts echs undachtzig-

ta us endfünfhundert) 

bei VP 664-51 oH bewilligt. Die Dek­
kung für die überplanmäßige Ausgabe 
hat durch Mehreinnahmen bei den all­
gemeinen Deckungsmitteln zu erfolgen. 

Die Aufträge werden wie folgt 
vergeben: 
1. Zimmermannsarbeiten: Firma Wei­

dinger zum Anbotspreis von 
S 33. 140, -

2. Baumeisterarbeiten: Firma Handl 
zum Anbots preis von S 96. 695, -

3. Malerarbeiten: Firma Sulzenbacher 
zum Anbotspreis von S 13. 544, -

4. Schlosserarbeiten: Firma Holderer/ 
Feurhuber zum Anbotspreis von 

S 16. 435, -
5. Dachdeckerarbeiten: Firma Lang­

thaler zum Anbotspreis von 
S 26. 612, -

Ich ersuche um Annahme dieses 
Antrages. 

Bürgermeister Josef Fellin­
ger wird aus dem Saal geru­
fen. 
Bürgermeister -Stellvertre-

ter Franz Weiss übernimmt 
daher den Vorsitz. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Anstelle des Bürgermeisters bit­
te ich um Wortmeldungen, soferne 
welche erwünscht sind. Es ist dies nicht 
der Fall. Darf ich Sie bitten, zum Zei­
chen der Zustimmung die Hand zu er­
heben? Danke. Gegenprobe? Stimment­
haltungen? Ich stelle Einstimmigkeit 
fest. 

Herr Kollege Wippersberger bit­
te! 

BERICHTERSTATTER STADTRAT 
LEOPOLD WIPPERSBERGER: 
Sehr verehrte Damen und Herren des 
Gemeinderates! 

Ich habe Ihnen insgesamt 4 An­
träge des Stadtsenates zu unterbreiten. 
Der erste dieser 4Anträge beschäftigt 
sich mit der Verlegung des Kanales 
Seifentruhe, 2. Bauabschnitt. Der An­
trag hat folgenden Wortlaut: 

35) Bau6-3072/ 72 
Verlegung des Kanales Seifentruhe, 
2. Bauabschnitt. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Entsprechend dem Amtsbericht 

der MA III vom 11. 8. 1972wirdzum 
Zwecke der Verlegung des Kanales Sei­
fentruhe, erforderlich geworden durch 
die Seifentruhenumfahrung (2. Bauab­
schnitt), eine überplanmäßige Ausgabe 
in Höhe von 

S 1,500.000,--
(Schilling eine Million fünfhunderttau-

send) 

bei VP 713- 9 2 2 aoH bewilligt. Die De k­
kung hat durch Aufnahme von Darle­
hen zu erfolgen. 

Der entsprechende Auftrag wird 
der Firma Arge Seifentruhe zum Preise 
von S 1,373.206, - übertragen. 

Der Auftrag erfolgte unter An-
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wendung der 5 o/oigen Ortsschutzklausel. 

Ich bitte um Annahme. 

BÜRGERMEISTER - STELL VER TRE­
TER FRANZ WEISS: 

Sie haben den Antrag gehört. Wort­
meldungen dazu? Ich bitte um ein Zei­
chen mit der Hand, wenn Sie zustimmen. 
Gegenprobe? Stimmenthaltungen? Dan­
ke, einstimmig angenommen. 

STADTRAT LEOPOLD WIPPERSBER­
GER: 

Der zweite Antrag betrifft die 
Herstellung einer Straßenbeleuchtung 
in der Resthofstraße und hat folgenden 
Wortlaut: 

36) En-1970/72 
Herstellung einer Straßenbeleuch­
tung in der Resthofstraße. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Zur Herstellung einer Straßen­

beleuchtung für die Resthofstraße (Ge­
samtaufwand S 300. 000, -) wird der 
Betrag von 

S 142.200,--
(Schilling einhundertzweiundvierzig­

taus endzweihundert) 

bei VP 711-91 aoH freigegeben und ei­
ne überplanmäßige Ausgabe von 

S 158. 100, -
(Schilling einhundertachtundfünfz igta u-

s endeinhundert) 

bei derselben Haushaltsstelle bewilligt. 
Die Deckung hat durch Aufnahme von 
Darlehen zu erfolgen. 

Die Aufträge werden wie folgt 
vergeben: 
1. Baumeisterarbeiten: Firma Beer u. 

Janischofsky zum Anbotspreis von 
S 196. 061, --

2. Lieferung der Peitschenmaste: Fir­
ma Austria Email zum Anbotspreis 
von S 38. 160,-

3. Elektromateriallieferung, einschl. 
Montagearbeiten: Firma Elektrobau 
AG zum Anbotspreis von 

S 42.216,--

Ich bitte um Genehmigung. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Wünscht zu diesem Antrag je­
mand das Wort? Ich bitte Sie, als Zu­
stimmung um ein Zeichen mit der Hand. 
Danke. Gegenprobe? Stimmenthaltun­
gen? Danke. Ich stelle einstimmige 
Beschlußfassung fest. 

Bitte den nächsten Tagesord­
nungspunkt. 

STADTRAT LEOPOLD WIPPERSBER­
GER: 

Der dritte Antrag beschäftigt sich 
mit der Straßenbeleuchtung Voralpen­
bundesstraße, Baulos Griemühle. 

Ich darf dazu sagen, daß dieses 
Straßenstück noch in diesem Monat dem 
Verkehr übergeben wird. 

Der Antrag hat folgenden Wortlaut: 

37) En-3945/ 71 
Herstellung einer Straßenbeleuch­
tung im Baulos Griemühle der 
Voralpenbundesstraße. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abteilung III vom 31. 8. 1972 
wird für Elektroinstallationsarbeiten 
und Lieferung des Straßenbeleuchtungs­
verteilers bei obigem Bauvorhaben ei­
ne überplanmäßige Ausgabe im Betra­
ge von 

S 123. 600, --
(Schilling einhundertdreiundzwanzig­

tausends echshundert) 

bei VP 664-925 aoH bewilligt. 
Die Deckung dieser überplanmä­

ßigenAusgabe hat durch Aufnahme von 
Darlehen zu erfolgen. 

Die Aufträge sind wie folgt zu 
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vergeben: 
1. Elektroinstallationsarbeiten samt 

Leuchtenlieferung: Firma Kammer­
hof er Steyr. zum Anbots preis von 

S 101.551,--
2 . Lieferung des Straßenbeleuchtungs­

verteilers: Firma EBG zum An­
botspreis von S 11. 850, --

Gemäß § 46 Abs. 7 StS wird der 
Magistrat wegen Dringlichkeit zum so­
fortigen Vollzug dieses Beschlusses 
ermächtigt. 

Ich bitte um Annahme. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Wünscht zudiesemAntrag jemand 
zu sprechen? 

Herr Kollege Böhm bitte ! 

GEMEINDERAT 
BÖHM: 

ING. INGOMAR 

Entschuldigen Sie, daß ich Sie in 
dieser Sache bemühen muß. Es ist so, 
daß in der Haager Straße schon 14 
Tage lang ein Teilstück nicht in Be­
trieb ist. Warum, das weiß ich nicht. 
Vielleicht in dem Zusammenhang, weil 
wir von Straßenbeleuchtungen sprechen, 
möchte ich darauf hinweisen. Es fährt 
dort auch die Funkstreife und soviel ich 
weiß, muß auch die Polizei dort 
patrouillieren. Auch haben wir im Hau­
se hier ein Elektrikerbuch, wo das 
eingeschrieben wird. Ich habe mich ein­
mal bei der Bundespolizei im Wach­
zimmer Münichholz darum bemüht und 
darauf wurde ein Teil repariert, aber 
hinunter funktioniert es schon ca. 14 
Tage noch immer nicht. Ich möchte 
fragen, vielleicht spaßhalber, ob diese 
Straßenbeleuchtung dann auch betrie­
ben wird, wenn sie schon gebaut wird? 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Ich glaube, darüber gibt es kei­
nen Zweifel. Es ist nur eine Frage der 
Zeit. Dazu kann ich aber keine Aus-

kunft erteilen. 

STADTRAT LEOPOLD WIPPERSBER­
GER: 

Ich darf dazu folgendes sagen. Ich 
werde diese Sache weiterleiten an Ing. 
Hattinger. Das Bauamt wird diese Sa­
che aufklären. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Noch ein Tagesordnungspunkt? 
Herr Kollege Mayr zum Tagesord­
nungspunkt 37} bitte! 

GEMEINDERAT FRANZ MAYR: 
Ich hätte noch eine Anfrage. Am 

Rennbahnweg ist, wenn am Eislaufplatz 
die Eisaufbereitungsmaschinen einge­
schaltet werden,die Straßenbeleuchtung 
sehr schwach. Vielleicht könnte man 
dort stärkere Lampen hineingeben 
oder in Zukunft diese durch Leucht­
stoffröhren ersetzen. 

GEMEINDERAT ING. JOHANN HOL­
ZINGER: 

Das Laufen der Maschinen wirkt 
sich scheinbar auf die Spannung aus. 

GEMEINDERAT FRANZ MAYR: 
Sehr stark sogar! 

STADTRAT LEOPOLDWIPPERSBER­
GER: 

Das wird untersucht werden. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Der Referent hat es notiert. 
Gibt es zum Tagesordnungspunkt selbst 
noch eine Wortmeldung? Das ist nicht 
der Fall. Wer für diesen behandelten 
Antrag ist, den bitte ich um ein Zei­
chen mit der Hand. Danke. Gegenpro­
be? Danke. 

Nun zum letzten Tagesordnungs­
punkt. 
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STADTRAT LEOPOLD WIPPERSBER­
GER: 

Der letzte Punkt betrifft Neutor­
umbau - Durchführung der Dachdecker­
arbeiten. Der Antrag des Stadtsenates 
hat folgenden Wortlaut: 

38) Bau5-5388/70 
Neutorumbau; Durchführung der 
Dachdeckerarbeüen. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Auftrag zur Durchführung 

der Dachdeckerarbeiten beim Neutor­
umbau wird der Firma Wittner, Aus­
führung B, zum Anbotspreis von 
S 228. 597, - übertragen. 

Die Mittel sind aus VP 664-911 
aoH zu nehmen. 

Gemäß § 46 Abs. 7 StS wird der 
Magistrat wegen Dringlichkeit zum so­
fortigen Vollzug dieses Beschlusses 
ermächtigt. 

Ich bitte auch um Annahme die­
ses Antrages. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Sie hörten die Berichterstattung. 
Wünscht dazu jemand eine Wortmel­
dung? Es ist das nicht der Fall . Damit 
ist dieser Antrag abgeschlossen. Wer 
ist dafür, den bitte ich um ein Zeichen 
mit der Hand. Danke. Gegenprobe? 
Stimmenthaltungen? Danke. Ich stelle 
damit die Einstimmigkeit fest. 

Wir sind am Ende der Tagesord­
nung angelangt. 

Herr Kollege Fritsch bitte! 

GEMEINDERAT KARL FRITSCH: 
Zur Geschäftsordnung. 

Gemäß§ 15 der Geschäftsordnung richte 
ich an den Herrn Bürgermeister bzw. 
in seiner Abwesenheit an den ersten 
Vorsitzenden,Herrn Vizebürgermeister 
Weiss, namens der ÖVP-Fraktion fol­
gende Antrage: 

Warum wurde den Mitgliedern 
des Gemeinderates das Protokoll der 

Gemeinderatssitzung vom 29 . 6. 1972 
bis zum heutigen Tage noch nicht aus­
gefolgt? Warum haben nach unseren In­
formationen die für die Sitzung vom 29. 
6 1972 nominierten Protokollprüfer 
das in Frage stehende Protokoll noch 
nicht zur Prüfung vorgelegt erhalten? 

Als Motivation für diese Anfrage 
darf ich zuerst den § 30 Abs. 1 der Ge­
schäftsordnung zitieren, daß die Ver­
handlungsschrift tunlichst bis zur näch­
sten Sitzung des Gemeinderates zur 
Einsicht durch die GR-Mitglieder auf­
zulegen ist . Den Mitgliedern des Ge­
meinderates steht es frei, gegen den 
Inhalt und die Fassung der Verhand­
lungsschrift mündlich oder schriftlich 
beim Bürgermeister, spätestens je­
doch in der nächsten Sitzung Einwen­
dungen zu erheben Ich darf diesen 
Fristenablauf dabei noch etwas erklä­
ren. Die Zeit vom 29. 6. bis zum heu­
tigen Tage müßte meiner Ansicht nach 
ausgereicht haben, um erstens das 
Protokoll fertigzustellen und es zwei­
tens den Prüfern zur Prüfung vorzu­
legen. Es ist nämlich das Recht des 
Gemeinderates und jedes einzelnen 
Mitgliedes des Gemeinderates, laut Ge­
schäftsordnung in Verbindung mit der 
bisherigen Praktik nicht möglich, eine 
Einwendung, die ja bis spätestens zur 
nächsten Sitzung - die wäre heute - vor­
zunehmen ist, überhaupt durchzuführen. 
Ich darf in diesem Zusammenhang na­
mens unserer Fraktion ersuchen, eine 
raschere und wesentlich zielführendere 
Protokollüberhändigung an alle Mit­
glieder des Gemeinderates voranzu­
treiben. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER FRANZ WEISS: 

Darf ich dazu eines sagen. Ich 
habe davon augenblicklich keine Kennt­
nis. Tore Anfrage wird jedenfalls ge­
prüft werden Es gibt dafür sicher ei­
nen Grund, den ich im Augenblick nicht 
feststellen kann und daher auch dazu 
nicht Stellung nehmen kann. Wir wer-

- 160 -



den Illre Anfrage zum Anlaß nehmen, 
diese Sache zu prüfen. 

Darf ich zum Schluß der heuti­
gen Sitzung kommen und Tunen mittei­
len, daß wir heute durch unsere Be­
schlüsse S 28 Mill. im Interesse un­
serer Stadt und unserer Bürger ver-

geben haben. 

Ich darf gleichzeitig mit dieser 
Mitteilung die heutige Sitzung beenden. 
Ich danke Ihnen. 

Ende der Sitzung: 17. 00 Uhr. 

DER VORSITZENDE: 

DIE PROTOKOLLPRÜFER: 

- 161 -


	01
	02
	03
	04
	05
	06
	07
	08
	09
	10
	11
	12
	13
	14
	15
	16
	17
	18
	19
	20
	21
	22
	23
	24
	25
	26
	27
	28
	29
	30
	31
	32
	33
	34
	35
	36
	37
	38
	39

